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Der Begriff der Dauerrente in der Reichs¬

unfallversicherung Assessor Franz Schweighäuser, Essen

§ 1585 RVO. bestimmt, daß, wenn die Rente

eines Verletzten der Höhe nach nicht als Dauer-

rtnte festgestellt werden kann, der Versiche¬

rungsträger (VTr.) berechtigt istf während der

isten zwei Jahre nach dem Unfall vorläufig

ne Entschädigung festzustellen ynd nach

Aenderung der Verhältnisse zu ändern. In dem

Bescheid ist zu bemerken, daß es sich um eine

vorläufige Rente handelt. Die Befugnis zur

Feststellung einer vorläufigen Entschädigung

haben in der gleichen Frist das OVA« und das

RVA. (LVA.), sofern der VTr. die E. abgelehnt

hat und sie eine Entschädigung zuerkennen.

Beansprucht der Verletzte wegen Aenderung

er Verhältnisse die Erhöhung einer vorläufigen

Rente, so ist § 1584 RVO. anzuwenden, das

heißt, er hat seinen Anspruch beim VTr. oder

dem VA. anzumelden, das VA. gibt alsdann den

Antrag unverzüglich an den VTr. ab und teilt

ihm den Tag des Einganges mit.

Spätestens nach Ablauf von zwei Jahren nach

dem Unfall ist nach § 1585 Abs. 2 RVO. die

Dauerrente festzustellen. Diese Feststellung

tzt eine Aenderung der Verhältnisse nicht

\ oraus, auch ist sie für die vorher getroffene

Feststellung der Grundlagen für die Renten¬

berechnung nicht bindend.

Nach § 609 RVO. darf, wenn eine Dauerrente

. rechtskraftig festgestellt ist, eine neue Fest¬

stellung nur in Zeiträumen von wenigstens

einem Jahr vorgenommen oder beantragt wer¬

den. Diese Fristen werden auch nicht einmal

durch Einleitung eines neuen Heilverfahrens

berührt. Die Zeiträume können durch Ueber-

einkommen gekürzt werden.

Eine vorläufige Rente im Sinne des § 1585

Abs. 1 RVO. ist nur eine solche, die im Be¬

scheid ausdrücklich als eine solche bezeichnet

wird. Es genügt nicht, wenn sich aus dem In¬

halt des Bescheides oder seiner Unterlagen er¬

gibt, daß der VTr. die Rente ihrer Höhe nach

nicht als Dauerrente feststellen wollte und

konnte. In der Rek.-E. 2697 ist bereits ausge¬

sprochen, daß eine innerhalb der ersten zwei

Jahre nach dem Unfall festgesetzte Rente, die

in dem Bescheid nicht als vorläufige bezeichnet

worden ist, nicht als vorläufige Rente gelten

könne, sondern Dauerrente sei. „Vorläufige

Rente" ist ein durch die RVO. neu geschaffener

Begriff und die Rechtssicherheit gebietet, daß

eine vorläufige Rente im Sinne des G. nur dann

als festgestellt anzusehen ist, wenn es in dem

Bescheid ausdrücklich in dem G. entsprechen¬

den Worten geschehen ist. Andernfalls würde

dem Wortlaut des Bescheids die sichere Grund¬

lage und Bedeutung entzogen und Auslegungs¬

möglichkeiten Raum gegeben, die selbst noch

in einem späteren Rentenfestsetzungsverfahren

dazu führen könnten, daß dem Bescheid zum

Beispiel nuch auf Grund dann angezogener

äiztlicher Zeugnisse eine Bedeutung gegeben

würde, die dem Wortlaut desselben nicht ent¬

spricht und demselben nicht gerecht wird.

Satz 1 und 2 des Abs. 1 des § 1585 RVO. füh¬

ren in ihrem Zusammenhang mit Notwendigkeit

dahin, daß eine Rente nur dann als vorläufige

angesehen werden kannr wenn sie im Bescheid

ausdrücklich als vorläufige bezeichnet worden

ist, nicht schon dann, wenn sich aus dem In¬

halt des Bescheids oder seiner Unterlagen er¬

gibt, daß der VTr. die Rente ihrer Höhe nach



at als Dauerrente feststellen konnte o<

wollt«

Aus der Passung des § 1585 RVO. ergibt sich,

daß das Recht, während der ersten zwei Jahre

nach dem Unfall eine vorläufige Rente zu ge¬

währen, dem VTr. nicht uneingeschränkt, son¬

dern nur soweit gegeben ist, als die Rente noch

nicht als Dauerrente bewilligt werden kann.

Dies ist der Fall, wenn die durch den Unfall

geschaffenen Verhältnisse sich noch nicht der¬

artig befestigt haben, daß sich die voraussicht¬

lichen dauernden Folgen d< Unfalls hin¬

reichend übersahen lassen. Handelt es sich

aber nach der Fassung des GL nicht um eine auf

freier Willkür des VTr. beruhende, sondern an

1 (stimmte tatsächliche Voraussetzungen ge¬

knüpfte Entschließung, so muß auch die Frage,

ob diese Voraussetzungen /eben sind, bi¬

lanzieller Nachprüfung unterliegen. Hat das

OVA. eine vorläufige Rente in eine dauernde

Rente umgewandelt, so fragt * ich weiter, ob

Rekui rieht die Präge nachzuprüfen hat,

ob die Umwandlung gerechtfertigt war oder ob

EL des OV.Y. dafi eine Dauerrente vorliegt,

maßgebend bleibt Die Präge ist su verneinen.

Nach | 1700 Nr. 7 RVO. ist der Rekurs aus¬

schlössen, wenn es sich um eine vorläufig

Rente handelt. Voran j[ der Anwendung

ier Bestimmung ist, daß der Rentenanspn*

i sieh unstreitig ist. Feststehen muß das Vor¬

liegen < i Betriebsunfalles! das Vorhanden«

versicherten Person sowie der Unfall-

folgen sowie der Zusammenhang d« l>en mit

m Unfall. Dagegen macht Streit darüber, o'>

die Unfallfolgen die Erwerbsfähig keit überhaupt

meßbar beeinträchtigen, den Rentenanspruch

an sich nicht streitig. Mit Gewahrung einer

vorläufigen Rente erkennt dl VTr. den

V.anspruch an. Di ist dann unstreitig,

auch wenn bei Anerkennung eines Leidens der

Zusammenhang anderer Leiden mit dem Un-

I streitig ist. Durch § 1700 RVO. wollte der

tzgeber d ks RVA. entlasten. Zu diesem

Zwecke sind gtWIffSC Streitsachen von dem Re¬

kurs hlossen worden. Bestimmt

tfierliche Umstände sollten dabei mafigebend

So setzt auch die Vorschrift des $ 1700

Abs. 7 RY( ). einen für das Gericht ohne

weitere Sac rterung ebenen Tatbestand,

nämlich Zubilligui vorläufigen Rente

voraus Line Erörterung des RVA. darüber, ob

die vorläufige Rente nach Lage der Sache mit

Recht gewährt wird, würde gegen § 1700 RVO.

verstoßen.

Wenn der VTr. eine Entschädigung abgelehnt

hat, die im Rechtszug übergeordneten V.behör-

? n aber Entschädigung zuerkennen, so können

diese nach § 1585 Abs. 1 Satz 3 RVO. nur

während der ersten zwei Jahre nach dem Unfall

die Entschädigung noch als eine vorläufige

festsetzen. Auch für sie gilt die Bestimmung

und zwingende Vorschrift des Abs. 2, daß spä¬

testens mit dem Ablauf dieser Frist die Dauer¬

rente testzustellen ist. Lief die zweijährige

Frist zum Beispiel mit dem 16. März 1933 ab,

sc durfte von einem nach dem lo. März 1933

liegenden Zeitpunkt an nur noch die Dauer¬

rente festgestellt werden. Das OVA. war also,

wenn es am 28. April 1933 die von der Be¬

klagten vom 1. Januar 1933 ab entzogene

Rente dem Kläger wieder zusprach, nicht mehr

befugt, eine vorläufige Rente festzustellen. Die

Bezeichnung der Rente als solche ist Wirkung

los, desgleichen auch ein etwaiger Vermerk am

Schluß der Entscheidungsgründe, daß die E.

endgültig und der Rekurs ausgeschlossen ist,

iirig und bedeutungslos. Es handelt sich in

Wirklichkeit um eine vom OVA. festgesetzte

Dauerrente, und d< Rekurs der Berufs-

Bnoescnschaft (BG.) ist nach § 1700 RVO

nicht ausgeschlossen.

1 )ie von der höheren Instanz nach Ablehnui

der E. durch den VTr. zuerkannte Rente gilt

als Dauerrenle, wenn in der E. nicht bemerkt

ist, dafi sich um eine vorläufige Rente han-

< lt. Wird eine Rente für eine Zeit vor Ablauf

r ersten zwei Jahre nach dem Unfall durch

Bescheid des VTr. festgestellt, so können in

diesei Beziehung keine Zweifei auftauchen.

Denn will ein VTr. innerhalb dieses Zeitraums

eine Rente als vorläufige festsetzen, so ist dii

in dem Bescheid nach § 15S5 Abs. 1 Satz 2

RVO. ausdrücklich zu bemerken. Fehlt dieser

Vermerk, so gilt die Rente als Dauerrente. Hat

der VTr. die Entschädigung abgelehnt und

spricht eine höhere Instanz eine Rente zu, so

eht dieser Instanz nach § 15S5 Abs. 1 Satz 3

RVO. innerhalb der erwähnten Frist allerdings

ebenfalls das Recht zur Feststellung einer voi

läufigen Entschädigung zu. Eine dem Satz 2

entsprechende Vorschrift über die Notwendig¬

keit eines ausdrücklichen Vermerks über die
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Natur der Dauerrente ist im G. jedoch nicht

thalten. Trotzdem ist Satz 2 in diesem Fall

anzuwenden. Der dritte Satz des § 1585 Abs. 1

RVO. steht äußerlich wie innerlich in engem

Zusammenhang mit der vorhergehenden Befug¬
nis der VTr. zur Feststellung vorläufiger Ren-

n. Schon hieraus läßt sich darauf schließen,
»fi für die höheren Instanzen nichts Ab¬

weichendes gelten soll. Eine sinnentsprechende

Anwendung des Satzes 2 auf Rentenfeststellun-

yen der höheren Instanzen ist daher als selbst¬

verständlich angesehen worden. Dazu kommt,
iß bei Schaffung des § 1585 Abs. 1 RVO.

widerspruchslos davon ausgegangen worden

t, die vorläufige Rente solle das Anormale

st in. Die wünschenswerte Regel bleibt eine

tunlichst baldige Festsetzung einer Dauerrente.

Mieraus muß für das Berufungs- und das Re-

kursverfahren gefolgert werden, daß bei Ge¬

währung einer vorläufigen Rente, dem Aus¬

nahmefalle, die Rente in der Urteilsformel oder

in den Urteilsgründen ausdrücklich als solche

zeichnet wird. Beim Fehlen eines solchen

Vermerks ist anzunehmen, daß dem Regelfall

entsprechend eine Dauerrente festgestellt wer¬

ft sollte.

ine vorläufige Rente behält ihren Charakter

all solche, auch wenn später ein Renten¬

erhöhungsantrag abgelehnt wird. Denn wenn

ie BG. für den Eintritt des Unfalls eine vor¬

läufige Rente gewährt und spater durch einen

weiteren Bescheid den Anspruch auf Erhöhung
der bisherigen Rente, die eine vorläufige Im

:nne des § 15S5 Abs. 1 RVO. war, ablehnt,
i wird an dem Wesen der Rente als einer vor¬

läufigen nichts geändert. Auch der Umstand,
fi der neue Bescheid einen ausdrücklichen

Vermerk, wonach es sich weiterhin um eine

vorläufige Rente handeln soll, nicht enthält, ist

«Agios» wenn eine neue ziffermäßige Fest-

tzung in diesem Bescheid nicht enthalten ist,

\ ielmehr nur die bisherige Rente aufrechterhält

n wird und der Zeitraum von zwei Jahren

ch dem Uniall zur Zeit der Erteilung des Be¬

ieids noch nicht abgelaufen ist.

Bei der Feststellung der Dauerrente an Stelle

der bisherigen vorläufigen Rente unterliegen
ie Grundlagen, die für die Bern- mg dt

Rente streitig werden können, der selbständigen
neuen Prüfung dei I :nzen. Nach § 156

>s. 2 RVO. ist für die Feststellung der

Dauerrente die vorherige bezifferte Feststellung
r Grundlagen tür die Rentenberechnung nicht

i \dr die Rentenberechnung erfolgt unter

Zugrundelegui d< Jahresarbeitsverdienst

aerseits und des Maßes der Einbuße an Er¬

werbsfähigkeit andererseits. Das Maß der Ein¬

buße an Erwerbsfähigkeit ist aber aus der G«

samtheit der durch den Unfall herbeigeführten
Krankheitserscheinungen und aus ihrer Einwir¬

kung auf die Erwerbsfähigkeit des Betreffenden

zu ermitteln. Wenn auch der Ausdruck

„Grundlage der Rentenberechnung" an sich

nicht zweifelsfrei ist und der Ansicht Raum

geben könnte, daß darunter nur die ziffern¬

mäßigen Unterlagen, der Jahresarbeitsverdienst

und die prozentuale Bewertung der als Unfail-

folgen anerkannten Krankheitserscheinungen
mit Rücksicht auf ihre Einwirkung auf die Er¬

werbsfähigkeit zu verstehen seien, so ist doch

diese engere Auslegung schon durch den Wort¬

laut selbst nicht geboten. Zweck und Sinn d«

G. aber drängen dahin, den Wortlaut in einem

weiteren Sinn auszulegen und demgemäß alle

Grundlagen, die für die Bemessung der Rente

von Bedeutung sind, als Grundlagen der Ren¬

tenberechnung im Sinne des § 1585 RVO. auf¬

zufassen, insbesondere also die Frage, ob und

welche Krankheitserscheinungen als Folgen d<

Unfalls anzuerkennen sind. Eine derartige b

E. über eine vorläufige Rente getroffene Fest¬

stellung ist daher für die Feststellung der

Dauerrente nach % 1585 Abs. 2 RVO. nicht

bindend. Vielmehr ist sie wirksam lediglich im

Rahmen der vorläufigen Rente. Es handelt sich

nach den Worten des G. bei ihr lediglich um

eine vorläufige Rente Wollte man entgegen

der dargelegten Auffassung der vorläufigen

Rentenfestsetzung diesen Charakter nehmen, so¬

bald der Verletzte ein bestimmtes Leiden —

im Gegensatz zur Annahme der BG. — dem

Unfall zur Last legen will, so hätte es der Ver¬

letzte in der Hand, jedenfalls durch Aufstellen

einer derartigen Behauptung, die im § 15S5

Abs. 1 RVO. zugelassene Feststellung einer

vorläufigen Rente unmöglich zu machen in

«mit diese vom Gesetzgeber aus wichtig*

Gründen beschlossene Ma&nahme zu vereitein.

Gleichzeitig würde alsdann der weitere Zweck

jener Vorschrift, nämlich durch Einschrä;

r Rekurse eine Entlastung des RVA. zu er¬

reichen, vereitelt werden. Auf der anderen

Seite sind die berechtigten Intel V <-

letzten auf möglichst baldige 1

Dauerrente genügend gewahrt. Denn in § 1

Abs. 1 RV( rt die F. tellung rläufi-

n Renten nur zu sen, wenn e Ren'

ihrer Höhe nach noch nicht als I

stellt werden kann, und der Verletzt

nn die Peststellung der BG., ob >raus

tzungen ür eine vorläufige K} bon

sind, mit Berufung angre.
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ErstattungsanspruchderReichsanstaltfürArbeits

Vermittlung und Arbeitslosenversicherung

Das am 1. Mai dieses Jahres in Kraft getretene

Ges. zur Ordnung der nationalen Arbeit vom

20. Januar 1934, RGBl. I S. 45 (AOG.) hat als

Grundgesetz einer Neuregelung des Arbeits¬

rechts nach nationalsozialistischen Gedanken

wesentliche Folgen auch außerhalb des Ar-

Leitsrechts auf verschiedenen anderen Rechts¬

gebieten. So gewährt das Ges. in ähnlicher

Weise wie früher das Betriebsrätegesetz der

Rcichsanstalt (RfAuA.) einen Erstattungs¬

anspruch in dem vom Gesetz geregelten Kün¬

digungswiderrufsverfahren. Dieser Erstattungs¬

anspruch hängt in entscheidender Weise von

dem Lauf des Kündigungswiderrufsverfahrens ab.

a) Das Wahlrecht des Unternehmers

zwischen Widerruf der Kündigung

und Zahlung der Entschädigung

als Grundlage des Erstattungs¬

anspruches.

Wenn der Arbn. im Verfahren vor dem Ar¬

beitsgericht obsiegt, so lautet das Urteil auf

Widerruf der Kündigung und Festsetzung einer

Entschädigung für den Fall der Ablehnung des

Widerrufs der Kündigung durch den Unter¬

nehmer (§ 57 Abs. 1 AOG.). Wenn das Urteil

des Arbeitsgerichts rechtskräftig ist, der Streit¬

wert also 300 RM. nicht übersteigt oder die

Berufung nicht wegen grundsatzlicher Bedeu¬

tung des Rechtsstreites zugelassen ist, oder

wenn das Urteil vorläufig vollstreckbar ist, so

hat der Unternehmer folgendes Wahlrecht: er

kann drei Tage nach der Urteilszustellung dem

Gekündigten erklären, ob er die Kündigung

widerruft oder die Entschädigung zahlen will

(§ 57 Abs. 2 Satz 1 AOG.). Erklärt sich d<

Unternehmer nicht innerhalb dieser Frist, so

gilt die Entschädigung als gewählt (§ 57 Abs. 2

Satz 2 AOG.). Wenn das Urteil des Arbeits¬

gerichts berufungsfähig ist — sei es, daß der

Streitwert 300 RM. übersteigt, sei es, daß die

Berufung zugelassen ist —, so kann der Unter¬

nehmer, ohne Rücksicht, ob er auf Grund des

Urteils der ersten Instanz den Widerruf oder

e Entschädigung gewählt hat, Berufung ein¬

legen (§ 57 Abs. 2 Satz 4 AOG). Wird die

Berufung zurückgewiesen, so wird ein vom

Unternehmer gewählter Widerruf unwirksam

Dr. Werner Spohr, Kiel

(§ 58 Abs. 2 Satz 5 AOG). Wird vom Landes¬

arbeitsgericht die Höhe der Entschädigung ge¬

ändert, so kann der Unternehmer binnen drei

Tagen nach der Zustellung des Berufungsurteils

nochmals, d. h. von neuem und ohne Rücksicht

darauf, was er auf das Urteil des Arbeits¬

gerichts hin gewählt hatte, wählen, ob er die

Kündigung widerrufen oder die Entschädigung

zahlen will (§ 57 Abs. 3 AOG.).

In allen Fällen, in denen der

Unternehmer den Widerruf der

K ü n d ig un g w ä h 11, i st erverpflich¬

tet, dem gekündigten Arbn. Lohn

oder Gehalt für die Zeit zwi sehen

Entlassung und W e i t e r be s ch ä f t i-

gung zu zahlen. Hierauf braucht sich der

Arbn. nur das anrechnen zu lassen, was er in¬

folge Nichtleistung der Dienste erspart oder

durch anderweitige Verwendung seiner Ar-

l>eitskraft erworben oder zu erwerben böswillig

unterlassen hat (§ 615 Satz 2 BGB.). Ferner

kann der Unternehmer Beträge, welche der Arbn.

aus Mitteln der Arbeitslosenhilfe oder Fürsorge

ei halten hat, absetzen, muß aber diese seiner

seits der Stelle, welche sie geleistet hat, er¬

statten (§ 59 AOG.). Wenn der Unternehmer

den Widerruf der Kündigung gewühlt hat,

muß der Arbn. die Arbeit wieder aufnehmen.

Er kann die Weiterarbeit bei dem früheren

Unternehmer nur dann verweigern, wenn er in¬

zwischen einen neuen Dienstvertrag ab¬

geschlossen hat. Wenn der Arbn. die Weit«

arbeit verweigert, so braucht der Unternehmer

ihm den Lohn nur für die Zeit zwischen Ent¬

lassung und Eintritt in das neue Dienstverhält¬

nis zu zahlen. Hierauf kann der Unternehmer

die Beträge, welche der Arbn. aus Mitteln der

Arbeitslosenhilfe oder Fürsorge erhalten hat,

absetzen, muß aber diese seinerseits der Stelle,

welche sie geleistet hat, erstatten (§ 60 AOG.).

•b) Zwei Fälle des Erstattungs¬

anspruchs der RfAuA.

Wie aus dem vorstehend Gesagten hervorgeht,

hat das AOG. zwei Fälle geregelt, in welchen

der RfAuA. ein Erstattungsanspruch zusteht:

1. Der E r s t a 11 u n gs a n sp r u ch der

RfAuA. bei Wahl des Widerrufs

durch den Unternehmer. Wenn das

Arbeitsgericht der Widerrufsklage des Gekün¬

digten stattgibt, so hat der Unternehmer das
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Wahlrecht zwischen Widerruf und Zahlung der

Entschädigung. Wählt der Unternehmer die

Entschädigung, so hat die RfAuA. keinen Er¬

stattungsanspruch, auch wenn sie den Gekün¬

digten seit der Entlassung unterstützt hat (vgl.
die zum Beriebsrätegesetz ergangene E. des

Kammergerichts vom 7. Juni 1923, RArbBl. 1923

S. 656) Wählt der Unternehmer aber den

Widerruf, entscheidet er sich also dafür, den

Gekündigten weiterzubeschäftigen, so muß er

in dem Falle, daß der Gekündigte in der Zeit

zwischen Entlassung und Weiterbeschäftigung
aus Mitteln der Arbeitslosenhilfe unterstützt

worden ist, der RfAuA. die in der genannten

Zeit aufgewendeten Beträge erstatten. Diese

Beträge darf der Unternehmer auf die dem

Arbn. nachzuzahlenden Lohn- oder Gehalts-

bczüge (§ 59 Satz 1 AOG.) unter entsprechen¬
der Kürzung der letzteren anrechnen (§ 59

Satz 3 AOG.)

2 Der Erstattungsanspruch der

RfAuA. bei Ablehnung der Weiter¬

beschäftigung durch den Arbn.

Wenn der Unternehmer den Widerruf gewählt

hat, so kann, wie dargelegt, der Arbn. dennoch

unter bestimmten Voraussetzungen (Abschluß
eines neuen Dienstvertrages in der Zwischen¬

zeit) die Weiterarbeit verweigern. In diesem

Falle muß der Unternehmer, falls der Arbn. in

der Zeit zwischen Entlassung und dem Eintritt

in das neue Dienstverhältnis aus Mitteln der

Arbeitslosenhilfe unterstützt worden ist, der

RfAuA. die in der genannten Zeit aufgewende¬
ten Beträge erstatten. Diese Beträge darf der

Unternehmer auf die dem Arbn. nachzuzahlen¬

den Lohn- oder Gehaltsbezüge unter ent¬

sprechender Kürzung der letzteren anrechnen

<§ 60 Satz 5 i. V. mit § 59 Satz 2 und 3 AOG.).

c) Unabhängigkeit derErstattungs-

ansprüche von der Unter¬

st ü t z u n g s b e re c h t i g u n g des Un¬

terstützten. Das Gesetz hat keine weite¬

ren Voraussetzungen für das Entstehen der Er¬

stattungsansprüche aufgestellt. Insbesondere

besteht der Erstattungsanspruch ganz unabhän¬

gig davon, ob der unterstützte Arbn. in der

Zeit der Unterstützung unterstützungsberech¬

tigt war oder nicht, also auch dann, wenn die

RfAuA. den Arbn. irrtümlich als unterstützungs¬

berechtigt angesehen hat.

d) Rechtsnatur der Erstattungs¬

ansprüche. Der Wortlaut des Gesetzes ist

mißverstänclich. Nach dem Wortlaut könnte

man annehmen, daß es in der Hand des Unter¬

nehmers liegt, ob die Erstattungsansprüche zur

Volkst.

Entstehung gelangen. Denn § 59 Satz 3 AOG.

lautet: Der Unternehmer „kann" ferner öffent¬

lich-rechtliche Leistungen, die der Gekündigte
aus Mitteln der Arbeitslosenhilfe oder der

öffentlichen Fürsorge in der Zwischenzeit er¬

halten hat, zur Anrechnung bringen und „muß"

(wobei man hinzudenken könnte „dann") diese

Beträge der leistenden Stelle erstatten. „Eine

solche Auslegung, die praktisch die Erstattungs¬

pflicht von dem Belieben des Unternehmers

abhängig sein ließe, wäre natürlich ohne Sinn.

So ist die Bestimmung auch nicht gemeint. Sie

begründet vielmehr nach ihrem Zweck ebenso

wie die frühere, insoweit völlig gleichlautende

Vorschrift des § 88 S. 3 BRG. eine allgemeine

Verpflichtung des Unternehmers, . . . die in den

bezeichneten Zeiträumen verausgabten Leistun¬

gen . . . aus den nachzuzahlenden Lohn- oder

Gehaltsbeträgen zu erstatten und stellt ihm

hierbei lediglich frei, ob er die erstatteten Be¬

träge dem Arbn. anrechnen will oder nicht. Sie

gestattet also . . . grundsätzlich in jedem Falle

den Zugriff auf die nachzuzahlenden Lohn- oder

Gehaltsbeträge, und zwar gibt sie . . . einen

eigenen und selbständigen Anspruch auf die

Nachzahlungen'- (Kraegeloh In der Zeitschrift

für das Heimatwesen 1934 S. 248). Es hätte sich

also folgende Fassung des § 59 Satz 3 AOG.

empfohlen: „Der Unternehmer muß ferner

öffentlich-rechtliche Leistungen, die der Ge¬

kündigte aus Mitteln der Arbeitslosenhilfe oder

der öffentlichen Fürsorge in der Zwischenzeit

erhalten hat, der Stelle, welche sie geleistet hat,

zurückerstatten und kann sie auf die Nachzah¬

lung des Lohnes oder Gehaltes zur Anrechnung

bringen."

e) Besondere Fragen. Abschließend

sind noch zwei besondere Fragen zu behandeln:

1. Die Geltendmachung der Er¬

st a 11 u n g s a n s p r ü c h e durch Klage

muß im Streitfalle und bei Weigerung vor dem

ordentlichen Gerichte (vgl. die oben erwähnte

E. des Kammergerichts vom 7. Juni 1923), u. zw.

vor dem Arbeitsgericht erfolgen, was
— trotz

dem Fehlen einer ausdrücklichen Vorschrift im

Arbeitsgerichtsgesetz — aus § 2 Abs. 1 Ziff. 1

des Arbeitsgerichtsgesetzes und aus der Natur

der Ansprüche aus §§ 59, 60 AOG. folgt.

2. Verzinsung. Auf die Erstattungs¬

ansprüche finden die Vorschriften des bürger¬

lichen Rechts über die Verzinsung von Nach¬

zahlungsforderungen Anwendung. Vor dem Zu¬

griff der RtAuA. anfallende Zinsen sind auf den

Erstattungsbetrag anzurechnen, weil sie Teil

des Haupt inspruchs sind, nach dem Zugriff

noch nde Zinsen stehen der RfAuA. z<
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Gutachtliche Anhörung eines bestimmten Arztes

nach §1681 RVO.

Zu den umstrittensten Paragraphen über d

Verfahr« in Sachen der Reichsversicherui

gekört der S 1681 RVO.:

Auf Am des Versicherten oder inei

Hinterbliebenen muß ein bestimmter Arzt gut-

chtlich gehört werden. Das OVA. kann diese

ung von d« Bedingung abhängig

machen, daß der Antragsteller die Kosten vor¬

schießt und, falls das OVA. nicht anders ent¬

scheidet, sie endgültig trägt.
'

Meinum chiedenheiten tauchen schon bei

der Präge des Charakters der Bestimmui

auf. Der Streit geht um die Frage, ob es sich

bei der Anhörung eines Arztes nach § 1681

RVO. um eine Privatangelegenheit des Klägers

handelt, bei der das Gericht nur die Rolle

ines Vermittlers übernimmt, oder ob die Be¬

stimmung anders auszulegen ist. Die andere

Meinung, die wohl auch als die richtigere an¬

zusehen ist, geht dahin, daß der § 1681 RVO.

ausschließlich prozessualen Charakter trägt.

Nach dieser Auffassung ist der als Gutachter

tätige Arzt nicht als privatrechtlicher Ver¬

tragskontrahent des Klägers anzusehen, er

wird vielmehr dem Gericht gegenüber tätig.

In der ArbVers. 1932 S. 28 vertritt Dr. Seite-

rich diese Richtung und bemerkt dazu: „Der

$ 1681 RVO. baut in das öffentlich-rechtliche

Prozeßverfahren nicht etwa einen privatrecht¬

lichen Abschnitt zwischen Kläger und Ar/t

unter Vermittlung des Gerichtes ein; er ent¬

hält vielmehr nur eine besondere Gestaltung

r prozessualen Beweisaufnahme." Zweck und

Sinn des $ 1681 RVO. geht dahin, dem Ver¬

sicherten einen Ausgleich dafür zu bieten, daß

seine Prozeßgegner (Versicherungsträger) das

Recht haben, Sachverständigengutachten bei¬

zubringen« Diese Gutachten werden in allen

Fällen von besonders hierzu befähigten Aerzten

(Vertrauensärzten usw.) abgegeben. Da diese

Aerzte in sehr vielen Fällen in einem wirt¬

schaftlichen Abhängigkeitsverhältnis zum B<

klagten stehen (meist sind es sogar angestellte
oder beamtete Aerzte), ist ihnen eine gewiM

Parteilichkeit nicht gani abzusprechen. Der $ 1681

RV* ibt nun auch dem Kläger das Recht,

Aerzte nach seinem Willen und nach seinem

Vertrauen ls Gutachter zu benennen. Mit

dieser Benennung hört jedoch auch das Recht

Kl/ii auf. Die Einholung der Gutachten,

is Vertu in mit dem betr. Arzt usu ist

c des Gericht

ne weit« Streitfrage geht dahin, oh das Ge¬

richt in m Fall einen benannten Arzt hören

Fr. Kleeis, Reichenbach V.

muß, oder ob es nur dann von dem Antrag des

Versicherten Lebrauch zu machen braucht,

wenn es in dem Streitfall überhaupt noch eine

' weitere Sachaufklärung für erforderlich hä!t

Es kommt bei der Auslegung dieser Zweifel

frage ganz darauf an, wie das Wörtchen „muß44

im Satz 1 des § 1681 RVO. auszulegenn ist.

Dr. Proebsting kommt in ArbVers. 19.

S. 467 zu der Auffassung, daß das Gericht nun

nicht blindlings und in jedem Falle einem An¬

trag auf Anhörung eines Arztes stattgeben

muß, sondern nur in den Fällen, in denen es

auf Grund seiner Verpflichtung zur Sachauf¬

klärung überhaupt noch die Anhörung eines

bestimmten Arztes für notwendig hält. Dr. Pr.

schreibt hierzu: „Die Pflicht zur Sachaufklärung

folgt aus den §§ 1665, 1679 RVO. und nicht

etwa aus § 1681 RVO. Vielmehr betraf § 1681

lediglich die weitere Frage, ob bei Bejahung

cer Notwendigkeit weiterer Sachaufklärung

gerade der vom Kläger bezeichnete Arzt zu

hören sei." (Diese Meinung stützt sich auf d(

§ 1681 RVO. alter Fassung.) Dr. Pr. will nun

diesen Grundsatz auch für die jetzige Fassung

des § 1681 RVO. aufrechterhalten, denn er

schreibt u. a.: „Wollte man darüber hinaus die

Pflicht des Gerichts zur Anhörung des vom

Kläger benannten Arztes auf alle Fälle, in

denen ein Antrag gemäß § 1681 RVO. gestellt

ist, ausdehnen, so würde dies auch im Wider¬

spruch zu dem Grundsatz der freien Beweis¬

würdigung stehen und ferner bei der prakti¬

schen Durchführung zu Unzuträglichkeiten

führen." Dieser Meinung kann nicht ganz bei¬

getreten werden. Auch das RVA. hat in seiner

päteren Rechtsprechung eine dieser Au)

fassung entgegenstehende Meinung vertreten.

So liegt nach einer E. des RVA. vom 30. 6. 27

(3094 AN. S. 435) ein wesentlicher Verfahrens¬

mangel vor, wenn die Berufungsinstanz den

Antrag auf Begutachtung durch einen bestimm¬

ten Arzt nicht beachtet hat. Dieser Auffassung

sind die Spruchbehörden auch in E.en der

Bp&teren Jahre treugeblieben. Weiter heißt es

in einer F. vom 17.2.28 (IIa Kn. 627 27): „Auf

Grund des $ 1681 RVO. muß das Gericht in

(ien Fällen, in denen ärztliche Begutachtung

tür die Entscheidung von Bedeutung ist, dem

Antrage auf gutachtliche Aeußerung eines be¬

stimmten Arztes entsprechen, auch wenn nach

iner Ansicht durch das neue Gutachten keine

Aenderung in seiner Beurteilung der Sach- und

Rechtslage zu erwarten ist." Ungefähr in der-

Iben Richtung bewein sich auch eine E.

LVAmts vom 22, November 1<*28. Nach
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ser ist die Nichtbeachtung des Antrages auf

Einholung eines Gutachtens einer bestimmten

Universitätsklinik als Verstoß gegen den § 1681

RVO. anzusehen. In diesem Zusammenhang

sei noch auf einige andere Urteile eingegangen,

die sich mit der Pflicht der Berufungsinstanz

zur Befolgung des Antrages nach § 1681 RVO.

befassen. Fast die diese E.en treten für eine

möglichst weitgehende Auslegung ein. So hat

RVA. unterm 12. September 1929 folgen¬
den Rechtsstandpunkt vertreten: „Ein in einem

früheren Verfahren, wenn auch unmittelbar

vor Beginn des schwebenden Verfahrens ge¬

hörter Arzt muß auf Antrag des Versicherten

hört werden." Interessant ist weiter die E.

Nr. 4637 1933 des RVA.: „Die Fassung der

Vorschrift des § 1681 RVO. schließt nicht aus,

ß mehrere vom Versicherten oder seinen

Hinterbliebenen benannte Aerzte gutachtlich zu

hören sind. Die Anhörung verschiedener Aerzte

^etzt aber voraus, daß eine solche im Rahmen

einer zweckentsprechenden Rechtsverfolgung
durch besondere Umstände des Falles gerecht¬

fertigt erscheint." Es liegen jedoch auch E.en

vor, in denen die Anhörung des Arztes abge-
lehnt ist. So sagt das RVA. in einer E. vom

1. Oktober 1929: „Der Antrag der Witwe, sie

durch einen bestimmten Arzt untersuchen zu

ssen, um aus dem Ergebnis der Untersuchung
auf die Art der Erkrankung ihres verstorbenen

Ehemannes schließen zu können, kann nicht auf

| 1681 RVO. gestützt werden." Das Sachs.

LVAmt hat unterm 28. Juli 1928 ebenfalls die

Anhörung mit folgender Begründung verneint:

„Wenn der Versicherte Antrag auf Gehör eines

bestimmten Arztes stellt, dann aber selbst ein

'tachten dieses Arztes vorlegt, so braucht

s OVA. nicht nochmals den Arzt nach § 1681

RVO. von sich aus gutachtlich zu hören/' Er-

ihnt sei schließlich noch eine E. des RVA.

m 17. Januar 1929. In diesem Falle hatte der

Kläger einen an einer Universitätsklinik tätigen
Professor als Gutachter angegeben. Die Begut¬
achtung erfolgte dann jedoch nur durch einen

rtreter des Professors. Das Gericht hat

trotz der Beschwerde des Klägers einen Ver-

E en den § 1681 RVO. hierin nicht lin¬

den können, da dem Antrag auf Begutachtung
durch die Universitätsklinik (wenn auch nicht

durch den gewünschten Arzt) stattgegeben war.

Interessant i>t auch folgende E. des Sachs.

LVAmts vom 29. August 1931: „Ist dem An-

des Versicherten entsprechend ein be¬

stimmter Am gemäß § 1681 gutachtlich ge-
rt worden, so ist ein weiterer von ihm be-

chneter Arzt wegen derselben Krankheiten

dann noch zu hören, wenn sich die Sach-

inzwischen derartig gestaltet oder ver-

• rt hat, dafi neue, von dem bisherigen
Sachverständigen noch nicht berücksichtigte

Umstände hervorgetreten sind, die eine andere

Beurteilung rechtfertigen können. Namentlich

findet § 16S1 keine Anwendung, wenn durch

die Anhörung eines weiteren Arztes lediglich
eine andere Beurteilung einzelner oder meh¬

rerer der vom früheren Gutachter des Ver¬

sicherten bereits berücksichtigten Krankheits¬

ei scheinungen herbeigeführt werden soll." Zur

Auslegung des Begriffs „gutachtlich gehört4'
s^gt das RVA. unterm 14. Februar 1930 (IIa K
Nr. 229): „Ein bestimmter Arzt ist „gutacht¬
lich gehört" i. S. des § 1681 RVO., wenn er

sich zu den sämtlichen Zweifelsfragen auf me¬

dizinischem Gebiet geäußert hat."

Nach dieser grds. Stellungnahme seien noch

einige Worte der Kostenfrage gewidmet. Auch

über diese Frage besteht nicht immer Ein¬

mütigkeit. Das RVA. hat am 1. März 1930

(3766 AN. 1930 S. 260) entschieden, daß die

durch die Anhörung eines bestimmten Arztes

nach $ 1681 RVO. entstandenen «Kosten ge¬

richtliche Kosten sind. Hieraus folgt, daß diese

Kosten und auch der etwa vom Kläger nach

§ 1681 gezahlte Vorschuß jedenfalls nicht i. S.

des § 1670 RVO. zu den außergerichtlichen
Kosten der Partei gehören, deren Erstattung
der unterlegenen Partei auferlegt werden

könnte. Auch in einer weiteren E. vom 16. Juli

1931 (II, 1, 1574/31) hat das RVA. erklärt, daß

die auf Grund des $ 1681 RVO. vom Kläger
unmittelbar an den Arzt für ein Gut¬

achten gezahlten Kosten gerichtliche Kosten

und dem Kläger zu erstatten sind. Es

handelt sich dabei um gerichtliche Kosten des

Verfahrens, die nach § 80 RVO. das Land zu

tiugen hat. In einer E. vom 14. Januar 1932

(Ia 4891 29) hat das RVA. auch die Frage ent¬

schieden, ob der vom Kläger gem. § 1681 RVO.

gegebene Kostenvorsuß zurückzuerstatten ist,

wenn nach Anhörung des bestimmten Arztes

der VTr. das Rechtsmittel zurücknimmt. In

der genannter. E. ist der Antrag de Ver¬

sicherten auf Rückerstattung des Kostenvo*-

schusses abgelehnt worden.

Es muß zum Schluß noch auf die „Zweite
DurchfVO. vom 23« Juni 1933 zum Geaeti

über Ehrenämter in der soz. V." hingewiesen
rden. Nach § 1 dieser VO. waren mit Wir¬

kung vom 1. August 1933 die Sachverständigen
bei den OVAe. neu auszuwählen. Die Vor¬

schriften des Gesetzes zur Wiederherstellt]

s Berufsbeamtentums und seiner Ausfüh-

IImgsvorschriften waren dabei entsprechend an¬

zuwenden. Wörtlich heißt es im letzten Satz

fies $ 1 dieser Durchführungsbestimnuu 1

hiernach nicht ausgewühlt werden kann, kann

auch nicht auf Grund des £ l^Sl RVO. oder

fies $ 104 des Gesetzes über das Verfahren

in Versorgungssachen als Gutachter benannt

."
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Nachweis von Ersatzreifen für die Inva¬

liden-/ Angestellten- und knappschaft¬
liche Pensionsversicherung durch die

Arbeitsämter.

Soweit nach ^ 14 des G. vom 7. Dezember 1933

seit 1. April 1933 Zeiten des Alu.- oder Kru.-

Bezuges als Ersatzzeiten für die Erhaltung der

Anwartschaft in der Rentenversicherung rechnen,

hat der Präs. der RfAuA. durch Rundschr. vom

5 Mai 1934 (vgl. VZ. 1934 Nr. 13 S. 190) das

Verfahren des Nachweises dieser Ersatzzeiten

geregelt. § 14 a.a.O. hat inzwischen seinen

Niederschlag in den §§ 1266 Abs. 1 Nr. 3 RVO.,
34 Abs. 1 Nr. 2 AVG., 44 Abs. 1 RKG. in der

Fassung der VO. vom 17. Mai 1934 (RGBl. I

S.419) gefunden. Art, IV § 7 dieser VO. sieht

ergänzend vor, daß die drei erwähnten Vor¬

schriften auch für arbeitslose Versicherte gel¬

ten, die selbst keine Unterstützung erhalten,
für die aber ein Zuschlag zur Unterstützung
eines anderen Arbeitslosen oder Hilfsbedürfti¬

gen gewährt wird. Zu dem Nachweis dieser

Ersatzzeiten hat der Präs. der RfAuA. in einem

weiteren Rdschr. vom 10. August 1934 (RArbBI.
1934 S. I 204) Stellung genommen. Bei den

durch die Ergänzungsvorschrift erfaßten Per¬

sonen wird es sich insbesondere, so führt das

Rdschr. aus, um solche handeln, die eine der

RentenV. unterliegende Beschäftigung ausge¬

übt haben, einen Anspruch auf Alu. oder Kru.

aber nicht geltend machen können, weil ihre

Beschäftigung nicht alvers.pflichtig war, oder

weil sie die Anwartschaft auf Alu. nicht erwor¬

ben haben, oder weil sie ihren Anspruch auf

v.mäßige Unterstützung erschöpft haben und

zur Kru. nicht zugelassen sind. Soweit für

solche Personen nach § 103 AVAVG. ein Fa¬

milienzuschlag zur Hauptunterstützung eines

ihrer Angehörigen gezahlt wird, rechnet die

Zeit, für die der Zuschlag gezahlt wird, als Er¬

satzzeit in der Rentenversicherung. Die Ersatz¬

zeit muß auch in diesem Falle den Behörden

der RentenV. von den Arbeitsämtern nachge¬
wiesen werden. — Es wird nach Ansicht der

RfAuA. kaum möglich sein, die Melde-(Stem-

pel-)Karte so zu erweitern, daß auch die Namen

der jeweils zuschlagsberechtigten Angehörigen
daraus zu ersehen sind. Deshalb sind in ge¬

gebenen Fällen Beginn und Ende der Zahlung
des Familienzuschlages sowie die Namen der

zuschlagsberechtigten Angehörigen durch be-#
sondere Ersatzzeitscheine nachzuweisen. Dabei

ist sorgfältig darauf zu achten, daß der Fa¬

milienangehörige, um dessen Anwartschaft in

der RentenV. es sich handelt, personengleich
mit dem sein muß, für den das Arbeitsamt

den Familienzuschlag gewährt hat. Die Be¬

scheinigungen werden nicht von Amts wegen,

sondern nur auf Antrag ausgestellt. Die

Arbeitsämter haben sich dabei der Vordrucke

zu bedienen, die von den Ausgabestellen der

Rentenversicherungen zur Verfügung gestellt
werden.

Berechnung des Teilgrundbetrages bei

Wanderversicherten.

Schreiben des RAM. vom 16. Juli 1934 (RArbBI.
1934 S. IV 319).
1. „W a r t e z e i t" i. S. des § 1544 f Abs. 1 RVO.

ist, wenn Altersrente beantragt wird, die

Wartezeit von 750 Wochen (180 Monaten), sonst

die regelmäßige Wartezeit von 250 Wochen

(60 Monaten) oder 500 Wochen (120 Monaten).
Als „B e i t r a g s w o c h e n" (Beitragsmonate)
berücksichtigt jeder V.-Zweig die Zeiten, für

die a) Beiträge zu entrichten sind, b) Ersatz -

Zeiten nachgewiesen sind, die nach dem für ihn

geltenden Rechte für die Erfüllung der Warte¬

zeit den entrichteten Beiträgen gleichstehen.
Freiw. Beiträge stehen den Pflichtbeiträgen nur

gleich für die Erfüllung der Wartezeit von

750 Wochen (180 Monaten) oder 500 Wochen

(120 Monaten), dagegen nicht für die Erfüllung
der Wartezeit von 250 Wochen (60 Monaten).
2. Ist die Wartezeit in einem V.-Zweig erfüllt,
wird der Grundbetrag aus ihm voll, sonst nur

zu einem Teil gewährt.
Bei der Berechnung dieses Teilgrund¬
betrages entsteht, wenn es sich um die

regelmäßige Wartezeit von 250 Wochen

(60 Monaten) oder 500 Wochen (120 Monaten)
handelt, die Frage, ob a) entweder die kürzere

Wartezeit von 250 Wochen (60 Monaten) zu¬

grunde gelegt, aber lediglich die Pflichtbeitrags¬
leistung nebst den Ersatzzeiten berücksichtigt
wird, b) oder die längere Wartezeit von 500

Wochen (120 Monaten) zugrunde gelegt, dann

aber die gesamte Beitragsleistung neost den

Ersatzzeiten berücksichtigt wird.

Von den beiden hiernach möglichen Lösungen
ist die zu wählen, die für den Berechtigten
günstiger ist. Wenn z. B. ein Wanderversicherter

in der AngV. für 37 Monate Pflichtbeiträge und

für 10 Monate freiw. Beiträge und in der InvV.

für 250 Wochen Pflichtbeiträge entrichtet hat,
so erhält er aus der InvV. den vollen Grund¬

betrag. In der AngV. würde sich für die kürzere

Wartezeit ein Bruchteil von drei Fünftel, für

die längere Wartezeit ein Bruchteil von vier

Zehntel ergeben. Die erstere Berechnung ist

also für den Antragsteller günstiger. Bezeich¬

net x die Zahl der Jahre, für die Pflichtbeiträge
und Ersatzzeiten nachgewiesen sind, und y die

Zahl der Jahre, für die Pflicht- und freiw. Bei¬

träge und Ersatzzeiten nachgewiesen sind, so

x y
ist zu prüfen, ob - oder

1ft
für den Berechtigten

günstiger ist.
3. Würde lediglich die erste Berechnung an¬

gewandt, so würden sich bei der Ermittlun

des Grundbetragsteils die freiw. Beiträge nicht

auswirken. Würde lediglich die zweite Berech¬

nung angewandt, so würde ein Wanderver¬

sicherter, der die kürzere Wartezeit durch Zu¬

sammenrechnung der in mehreren Zweigen ent¬

richteten Pflichtbeiträge erfüllt hat, nicht 108/m..

Grundbetrag erhalten. Die Aufgabe, die sich

die Neuregelung der Wandervi gestellt hat,
wäre also nicht gelöst; z. B. würde ein Wander¬

versicherter, der für je 3 Jahre Pflichtbeiträge
zur AngV. und zur knappschaftl. PensV. der
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Angestellten entrichtet hat, nicht den vollen

Grundbetrag von 30 RM., sondern nur sechs

Zehntel erhalten, obwohl er schon nach dem

bis zum 1. Januar 1934 geltenden Recht An¬

spruch darauf hatte, aus beiden V.-Zweigen zu¬

sammen den vollen Grundbetrag von 30 RM.

monatlich zu erhalten.

4 Damit die Zurückführung der Beitragszeiten
auf volle V.jahre ihre vereinfachende Wirkung
ausüben kann, muß auch die Wartezeit in

der InvV. mit vollen Jahren — also mit

5, 10 oder 15 Jahren — angesetzt werden. Denn

es geht nicht an, in den Zähler des den Grund¬

betragsteil ausdrückenden Bruchs eine Zahl von

Jahren und in den Nenner eine Zahl von

Wochen einzusetzen. Daß in den Zähler die

Zahl der Beitragsjahre einzusetzen ist,
wird im § 1544 f Abs. 1 Satz 2 RVO. ausdrück¬

lich gesagt; daß in den Nenner die Zahl der

Wartezeitjahre einzusetzen ist, ergibt
sich als notwendige Folge.
5 Von der Aufrundungsregel des § 1544 f Abs. 1

Satz 2 RVO. muß eine Ausnahme für den Fall

gemacht werden, daß in mehr als einem V.¬

Zweig Reste von je 26 Wochen (6 Monaten)
verbleiben. Wenn z. B. ein Wanderversicherter

für je 2% Jahre Pflichtbeiträge zur AngV. und

zur knappsch. PensV. der Angestellten ent¬

richtet hat, so würde die wörtliche Auslegung
des § 1544 f Abs. 1 Satz 2 RVO. dazu führen,
daß dem Versicherten aus beiden V.-Zweigen
zusammen nur vier Fünftel Grundbetrag ge-

vfthrt würden. Nach dem Grundgedanken der

WanderV. muß der Versicherte aber aus beiden

V.-Zweigen zusammen den vollen Grundbetrag
von 30 RM. monatlich erhalten. Um dies sicher¬

zustellen, müssen die sich in mehreren V.¬

Zweigen ergebenden Reste von genau 26

Wochen (6 Monaten) zusammengezählt werden,

wenn ohne die Zusammenzählung nicht xoo/ioo

Grundbetrag erreicht werden. Ist dies ohnehin

der Fall, so ist die Zusammenzählung nicht ge¬

boten. Die sich so ergebenden vollen V.Jahre

f.dien den beteiligten VTr.n in der durch § 1544

Abs. 3 Satz 2 RVO. bestimmten Reihenfolge
zur Last.

Berechnung des Grundlohns.

Bescheid des RAM. vom 6. Juli 1934 an den

Reichsverb, der BetrKk. — IIa 5512/34 —.

Zu Ihrem Schreiben hat das RVA. vorbehaltlich

einer E. im Rechtszuge wie folgt Stellung ge¬

nommen: „Bei der Berechnung des Grundlohns

nach demwirklichen Arbeitsverdienst (§ lS0Abs.2
Nr. 1 RVO.) ist von dem Betrage auszugehen,
den der Versicherte für den für die Lohn¬

bemessung maßgebenden Zeitabschnitt tatsäch¬

lich bezogen hat. Eine Satzungsbestimmung,
wonach dieser Betrag auf- oder abzurunden ist,
ist beim Mangel einer entsprechenden Vor¬

schrift im Gesetz unzulässig.
Nach $ 180 Abs. 1 Satz 1, § 385 Abs. 1 Satz 2

RVO. ist bei der Berechnung sowohl der Bar¬

leistungen als auch der Beiträge jeweils der

uieiche Grundlohn zugrunde zu legen, dessen

Höhe sich einheitlich nach § 180 Abs. 1 Satz 2

bis 4, Abs. 2 bis 4 RVO. bestimmt. In den

Fällen der in der E. des RVA. vom 20. Januar

1932 (II K 55 31 B) zugrunde liegenden Art ist

demnach bei der Berechnung des Grundlohn^,
auch soweit er den Maßstab tür die Barleistun¬

gen bildet, von dem Betrage des auf die Lohn¬

zeit entfallenden Entgelts auszugehen. Eine

Aenderung dieser Rechtslage durfte schon

wegen des inneren Zusammenhangs zwischen

den Beiträgen zur KV. und den V.Leistungen
nicht angebracht sein.

Dem Bedürfnis nach einer Vermeidung zu

häufiger Aenderungen des Grundlohns bei

Lohnänderung ist bereits durch die Vorschrift

des § 318 Abs. 3 RVO. Rechnung getragen
worden. Eine über den Rahmen dieser Vor¬

schrift hinausgehende Vereinfachung ist nach

der gegenwärtigen Gesetzeslage unzulässig."
Ich schließe mich den Ausführungen des RVA.

an. Die Frage der Abrundung werde ich bei

der Neuordnung der KV. prüfen.

Kosten der Unfruchtbarmachung
Familienangehöriger«
Bescheid des RVA. vom 4. Juli 1934 — II K.

2121/34 —.

Vorbehaltlich einer E. im Rechtszuge ist das

RVA. der Auffassung, daß die Kk.en, deren

Satzung für Angehörige von Versicherten weder

Krankenhauspflege noch einen Zuschuß hier¬

für vorsieht, nur die Kosten des die Unfrucht¬

barmachung eines Angehörigen bezweckenden

ärztlichen Eingriffs und den satzungsmäßigen
Anteil an den erforderlichen Arznei- und Heii-

mitteikosten zu tragen haben.

Berufsbeamtengesetz.
I. Erlaß des RAM. vom 27. Juli 1934 — Ia

Nr. 3538 34 .

Nach § 7 Abs."2 BBG. i. d. F. des Vierten Ab¬

änderungsgesetzes vom 22. März 1934 (RGBl.
I S. 203) müssen die Verfügungen nach §§ 5

und 6 spätestens am 30. September 1934 zu¬

gestellt werden. Stellen sich nachträglich Tat¬

sachen heraus, die eine andere Beurteilung des

Falles rechtfertigen, so können diese Ver¬

fügungen zugunsten der davon betroffenen Be¬

amten ebenfalls bis 30. September 1934 durch

die in § 7 Abs. 1 Satz 1 BBG. i. d. F. des

Dritten Abänderungsgesetzes vom 22. Septem¬
ber 1933 (RGBl. I S. 659) genannten Behörden

zurückgenommen oder geändert werden.

II. Durch Erlaß des RAM. vom 8. August 1934

— IIa 1559/34 — mitgeteilter Erlaß des Reichs¬

ministers dt Innern vom 13. Januar 1934

— I 6071 22. 11 —.

Weitere Ausnahmen, als in § 2a BBG. i. d. F.

des Ges. vom 20. Juli 1933 (RGBl. I S. 51$)

vorgesehen, sind nicht zugelassen. Die Reichs¬

regierung hat von vornherein den Standpunkt
vertreten, daß Personen, die der staatsfeind¬

lichen Bewegung angehört oder sich in ihrem

Sinne betätigt haben, weder Beamte, Angestellte
oder Arbeiter im öffentlichen Dienst bleiben

noch werden können. Soweit in einzelnen

Fällen die Annahme gerechtfertigt erscheint,

daß der Betreffende aus besonderen Gründen,

z. B. schwere Kriegsverletzung, schwere Leiden

in der Kriegsgefangenschaft, jugendliches Alter,

Zwang u. dgl., für seine Zugehörigkeit zur

Kommunistischen Partei, ihren Hilfs- und Er¬

satzorganisationen nicht voll verantwortlich ge¬

macht werden kann, kann von der Anwendun.

des $ 2a al>gesehen werden. Ich darf dabei auch

auf mein Rundschreiben vom 7. N vember 1933

— I 0071 31. 10. —, betr. fkeit zum

„Internationalen Bund der ( I 5 Krieges
und der Arbeit" Bezuir nehmei
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Aufhebung von im Kampf für die natio¬

nale Erhebung erlittenen Dienststrafen.

Erl. des Pr. Min für Wirtschaft und Arbeit vom

l Juni 1034 - Nr. III A 511 1Z He. ZA

3
.
Auf Grund i 1 AI

•er die Aufhebung der im Kampf iie

nationale Erhebung erlittenen Diensts* n und

gen Maßn mgen vom 23. Juni 1933

(RGBl. I S. 39< und der u ergangenen

DurchfBest vom -
März 1934 (Pr. BesBl. 1934

S. 1 bestimme ich hiermit, da& die Vor-

hriften des < om 23. Juni 1933 entsprechend
e einem ntlich-rechtlichen Dienststraf¬

verfahren unterliegenden Angestellten der-

nigren Kk.n gelten, die der Autsicht eines

iß. Versicherimgsamts unterstehen. Oberste

Behörde i. S. fies $ 2 ist für Beamte und An-

- Ute der Pr. Min. f. Wirtsch. u. Arbeit.

Zulassung einer Ersatzkasse.

Der RAM hat unter dem 12. Juli 1034 — III

V>84 34 - <ler Hanseatischen Ersatz-

k e von 1820 zu Hamburg nach Zusammen-

hluß mit der Kaufm.-Kk. für Rheinland und

>X V. a. G., Wuppertal-Elberfeld, mit Wir¬

kung vom 1. April 1034 die Zulassung als Er-

satzkass. -ich für die Mitglieder erteilt, die

Mitglh de übernommenen Kk. werden

konnten.

Versicherungspflicht der im ,,Hauswirt¬

schaftlichen Jahr" tätigen Mädchen.

Bescheid des RAM. vom 6. August 1034 — II i

Nr. 0500 34 —.

h nem Bericht dl Herrn Präs. der

RfAuA. hat das RVA. in einem Bescheid vom

23. Mai 1934 - II K 2110 34 - folgende
Stellung eingenommen: Vorbehaltlich einer E.

im Rechtszuire ist das RVA. der Ansicht, daß

d;- ngen Mädchen, die ein Anlernverhältn

im Rahmen i
,
,1 f tuswirtschaftlichen Jahr»

für Mädchen" eingehen, kv.pflichtig sind."

Zuschüsse zu Reisen mit „Kraft durch

Freude" kein Entgelt.
Bescheid des RAM. vom 21. August 1034 —

II x 0819 34 - (RArbBI. 1034 S. I 200).
Vorbehaltlich einer E. im Rechtszuge bin ich

der Aul un«*, daß vertraglich nicht vorge¬

sehene Reisezuschüsse, die zur Ermög'lichun
der Teilnahme an Reisen der NS.Gemeinschaft

,,Kraft durch Freude" werden, nicht

als Sachbezüge im Sinne des $ 10<) RVO., son¬

dern als Geschenke, die ohne irgendwelche
B* jungen zum Arbeitsentgelt gewährt wer-

inzusehen sind. Für die fh itiaglli i um

in der SV. sowie in der AlVers. kommt daher

die Gewährung von derartigen Reisekostenzu-

i nicht in B- cht.

Zur Durchführung der §§ 313, 313 a RVO.

Wer in den v< ingenen 12 M< min-

>stens 20 Woctv :er zuletz mind> s

o Wochen auf Gran RV< RKG.

ver- rt war, kann sich nach ^ 31 1

RV1 rhluß an eine v.pfl. Be

r Lohnstufe < e v\

:run /.lieh .ch dem Wil-

V. in der

Weise fortgeführt werden. Um das zu erreichen,

>nügte es eigentlich nicht, nur von der V

in d* letzten Stufe Klasse zu

chen. ier $ ISO RVO. gestatt* *n

k.n, den Grundlohn auch durch den wirk¬

lichen Arbeitsverdienst bestimmen zu

>sen. Wo von diesem Recht Gebrauch ge¬

macht worden ist, gehören Versicherte, deren

Grundlohn durch den wirklichen Arbeitsver-

st geregelt wird, keiner Lohnstufe oder

Klasse an. Sie können deshalb verlangen, daß

auch bei einer WeiterV. die Höhe ihres Bei¬

trages und die Höhe der Barleistungen nicht

durch Stufen oder Klassen, sondern durch den

letzten Grundlohn bemessen werden, der sich

aus dem wirklichen Arbeitsverdienst ergab. In

der Praxis wird das aber nur selten geschehen.
Der Einfachheit wegen werden fast in allen

Klassen auch diejenigen Weiterversicherten
,

deren Grundlohn während der PflichtV. durch

den wirklichen Arbeitsverdienst bestimmt

wurde, einer Lohnstufe oder Klasse zugeteilt,
deren Grundlohn dem letzten Verdien dl

Versicherten möglichst nahe kommt. Schwie

keiten haben sich daraus nicht ergeben, weil

die Weiterversicherten mit dieser Regelung
einverstanden waren. Und darauf kommt es

schließlich an.

Bei Beginn oder während der Dauer der Wei¬

terV. kann das Mitglied auf Grund des § 313a

RVO. entsprechend seinen Einkommensverhält¬

nissen seine Versetzung in eine niedere

Stufe oder Klasse beantragen. Dieses Recht

steht auch einem Mitgliede zu, dessen Grund¬

lohn sich aus dem wirklichen Arbeitsverdienst

ergab. Macht das weiterversicherte Mitglied
von diesem Recht keinen Gebrauch, dann bleibt

es bei dem bisherigen Zustand. Der Kassen¬

vorstand hat in diesem Falle keine Möglichkeit,
d«as Mitglied einer niederen Klasse oder Stufe

zuzuweisen oder ir ihn einen geringeren
Grundlohn festzusetzen. Denn mit der Senkung

s Grundlohns, der sich ja auch mit jed<
Versetzung in eine niedere Stufe oder Klas-

mindert, werden uch die Barleistungen ge~

nkt. Und das soll ohne den ausdrücklichen

Willen des Weiterversicherten nicht geschehen.
Dagegen kann nach § 3I3a RVO. der Kassen¬

vorstand die Versetzung des Weiterversicher¬

ten auch ohne dessen Zustimmung in eine

höhere Stufe oder Klasse anordnen und für

den Weiterversicherten einen höheren Grund¬

lohn festsetzenr wenn die Beiträge des Weiter¬

versicherten in einem erheblichen Mißverhält¬

nisse zu seinem Gesamteinkommen und zu den

ihm im Krankheitsfalle zu gewährenden K p>en-

leistungen ehen. Zur Anwendur di

Recht- _r nicht schon ein Mißverf

zwischen Beiträgen, Einkommen und Leistun¬

gen, sondern erst ein erhebliches Mißver¬

hältnis Entrichtet beispielsweise ein Weiter-

rsicherter die Beiträge der Stu: d

aus eir selbständigen Besehe eme

Verdienst der Stufe 4 erzielt, dann wird man

nur von einem Mifiverhältn. ^rechen können.

t\ Einkommen

kann man schon sagen,.

*n und Einkommen ein

em Falle kann

den W sicherten

z\ n. Keine

aber nachMüßte er

Stufe 0 an_

ß zw n Beitrag
Mißverhältnis r- ht.

t Kassern

r h ') h •
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jedoch der Stufe 6, denn der Vorstand ist nur

jgt, das erhebliche Mißverhältnis zu be-

itigen, eir Bverhältnis muß er noch gelten
sen. Er wird also den Weiterversicherten

< hstens der Mufe 4 zuweisen dürfen, wenn

*ser mit einer weiteren Erhöhung der

träge nicht einverstanden ist. Vz.

Stiefkinder und Familienkrankenpflege«
Ein Leser schreibt uns: In der Auskunft „Unter-

Itsgewährung an Kinder und § 205 RVO/*

VZ. 1934 Nr. 16 S. 240 ist ausgeführt, daß

\ on einem Stiefkind im Sinne des

RVO. dann nicht gesprochen werden k

etia der natürliche Vater noch lebt und t

:s Kind gegebenenfalls Anspruch auf FKP

I der V. des Vaters besteht. Dieser Ansicht

kann nicht beigepflichtet werden. Zu dem Be¬

rt des „Stiefkindes" haben die Rec;

rechungsinstanzen der SV. schon verschie-

• ntlich Stellung genommen. Die E.en betreffen

zwar weniger die KV., sondern zumeist andere

V.Zweige. Es st aber kein Grund ersichtlich,
bisher zu andern V.Zweigen hinsichtlich des

Begriffs Stiefkind getroffenen Feststellungen
cht auch aui die FH. der KV. anzuwenden.

Denn der Katalog der Kinder in j 205 Abs.

VO., in dem auch die Stiefkinder aufgeführt
d, stellt keine Besonderheit dar. Er ist in

•icher, zum Teil ähnlicher Form in allen

V.-Gesetzen enthalten (vgl. ^i 559b Abs. 2, 1259

Abs. 2 RVC 22 Abs. 3 RKG * 33 Abs.

\bs. - WG., $? 30 Ab 2 41 Abs. 2 RVG.).
'er Begriff des Stiefkindes ist deshalb für alle

Zv 1er SV. einheitlich zu beurteilen. Wie

dei E. des Reichsversorgungsgerichts vom

VI irz 1925 (Arb.Vers. 1925 S. 484) ausgeführt
arde, ist der Begriff ..Stiefkind" sowohl dem

rgerlichen als auch dem Strafrecht fremd,

e oben zitierten Gesetzesvorschriften geben
ebenfalls keine Erläuterung des Begriff Das

icht ist deshalb von dem Sinn dieser Vo:

hriften und dem Sprachgebrauch ausgegan-
und dabei zu der Auffassung gelangt, dafi

*zterer unter Stiefkinder eines Ehegatten d:

die Ehe eingebrachten Kinder des ander

Ehegatten versteht, allerdings ohne Unter-

hied, ob diese Kinder unehelich sind oder ai

iner trüheren Ehe stammen oder an Kind-

att angenommene Kinder sind. Ein während

w Ehe geborenes Kind, dessen Uneheiichkeit

m Ehemann der Mutter geltend gemacht ur

urch rechtsk Urteil festgestellt worden

ist, ein sog. Ehebruchskind, kann dagegen nicht

als Stiefkind angesehen werden (vgl. E.en d

RVA. vom 27. Februar 1925 in AN. 1925 S. 229,
vom 14. September lc n AN. 1927 S. 19, vom
I. Dezember in AN. 1928 S. 1- vom

t April 1928 i N S. 1 Daß ein

e Ehe eingebrachtes Kind erst dann Stit

kind ist, wenn der andere leibliche Ehernteii,
sei es nun der Vater oder die Mutter, verstorben

ist, fordert weder der Sinn der erwähnten Vo

schritten, noch der Sprachgebrauch. In einer

zu § 1259 Abs. 2 Nr. 3 RVO. a. F ergange¬

nen E. '2987 (AN 1926 S. 423) hat das RV

denn auch festgestellt, daß der Waisenrenter -

anspruch der Stiefkinder nicht an die Voran

Setzung gebunden ist, daß der Tod des lei.

liehen Vaters der Stiefkinder festgr
Für die andern V.Zweige einschließlich <:

KV. gilt das entsprechend.

Steht es danach dem Begriffe ^Stiefkind" nie:

entgegen, wenn der leibliche Vater des V s

noch lebt, so steht die Tatsache, d«aß das Kind

gegenüber seinem leiblichen Vater unterhalts¬

berechtigt ist und daraus gegebenentalls An¬

spruch auf FKPfl. vorhanden ist, einem gleich-

zeitigeri Anspruch auf FKPfl. aus der V des

Stie ers ebenfalls nicht entgegen Zwar i>

eht, wie auch die E. des RVA. vom 25 >•

veinher 1932 (EuM. Bd. 32 S. ferner Bült¬

mann in VZ. 1934 Nr. 14 S. 205 erwähnt, z*

sehen Stiefvater und Stiefkind weder ein elter¬

liches Gewaltverhältnis noch eine familienrecht¬

liche Unterhaltsberechtigung. Für Stiefkind*

wird nach MB Abs. 2 Nr. 6 RVO. aber auc

nicht Unterhaltsberechtigung, sondern aliein

die Tatsache des berwiegenden Unterhai

durch den Versicherten gefordert. Unerheblich

ist dabei, ob die tatsachliche Gewährung d*

überwiegenden Unterhalts freiwillig durch den

Versicherten geschieht, oder ob sie eine mittel¬

bare Pflicht seinerseits aus § 1004 BGB. dar¬

stellt. Danach sind Fälle möglich, in denen

das Stiefkind gegen den leiblichen Vater unte

haltsberechtigt ist und letzterer zu einem ge¬

lingen Teil auch seiner Unterhaltspflicht _

nügt, während der überwiegende Unterh :

durch den Stiefvater gewährt wir Hierbei

besteht, wenn Vater und Stiefvater versicr

spruch auf FKPfl. aus beiden V.en. D

zuständige zur Leistung verpflichtete Kk. b* -

stimmt sich dann nach § b& 4 RVO E. R

ANFRAGEN UND AUSKÜNFTE

userer elsm rpfhdiramg
*idbenn .

reehtiui«- I

:nmen. Die An -dea br ea ua<i >ge

Ruckpor

er Rückzahlungspflicht für das Jahr 1930

zuviel erhaltenen Reichszuscfonets tür Familien-*

»chenhihe.

nt wort: Ihren Einwendungen ge.

ir Rückzah: * zu
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also nur im Verhältnis der Ansprüche der

Kassenmitglieder und ihrer Angehörigen gegen

die Kk- Für den Anspruch der Landeskasse

tjegen die Kk. auf Rückzahlung zuviel erhalte¬

nen Reichszuschusses ist dagegen nach § 195

BGB. die regelmäßige Verjährungsfrist von

30 Jahren maßgebend.

Unzutreffend ist ferner Ihre Ansicht, in keiner

rechtlichen Beziehung zur Landeskasse, son¬

dern in ausschließlicher Rechtsbeziehung zum

Reich zu stehen. Gemäß § 20>d Abs. 3 RVO.

bestimmt das RVA. das Nähere über die Nach¬

weisung und «Zahlung des Reichszuschusses.

Nach der hierzu erlassenen Bekanntmachung
des RVA. vom 28. Februar 1927 (AN. 1927

S. 240) sind zur Auszahlung des Zuschusses die

von der obersten Landesbehörde bezeichneten

Landeskassen zuständig. Nr. 8 dieser Bek. sieht

ausdrücklich vor, daß mit dem RVA. lediglich
die von diesem an die Landeskassen gezahlten
Vorschußbeträge zu verrechnen sind, während

die Verrechnung der von den Landeskassen an

die Kk.en geleisteten Vorschüsse Sache der

Landeskassen ist. Der Landeskasse ist

also nicht nur die Auszahlung, sondern auch

die Verrechnung der Zuschüsse übertragen. Ist

mit der zeitweiligen Beseitigung des Reichs¬

zuschusses eine Verrechnungsmöglichkeit nicht

gegeben, so tritt an Stelle dessen folglich das

Rückforderungsrecht. Letzteres ergibt sich auc

daraus, daß das RVA. der Landeskasse ledig¬
lich den gekürzten Betrag erstattet hat, letztere

also vorerst den Schaden der Kürzung trägt

und zur Heilung des Schadens einen Erstattungs¬

anspruch gegen die ungerechtfertigt bereicherte

Kk. erwirbt. Entgegenstehendes ist auch dem

unveröffentlichten Erlaß des RVA. vom 15. De¬

zember 1930 — Z. B. 941 30 (W) -, der nach¬

träglich durch Abs. 2b der VO. des RAM. vom

31. März 1931 (RGBl. I S. 130) gestützt wird,

nicht zu entnehmen.

Eine verspätete Anmeldung des Zuschuß¬

anspruchs durch die Landeskasse beim RVA.

liegt u. E. nicht vor. Nur nach dem 10. März

1931 eingegangene Anmeldungen schließen

nach der VO. des RAM. vom 31. März 1931

eine Erstattung für vor dem 1. April 1930 ein¬

getretene Wochenhilfsfälle aus. Nach Ihren

Angaben wurden die Anmeldungen durch die

Stadtkasse aber am 23. September und 3. Okto¬

ber 1930 vollzogen.

Auch der letzte Einwand, daß der VO. des

RAM. vom 31. März 1931 keine rückwirkende

Kraft innewohnen könne, ist unbegründet. Die

VO. vom 31. März 1931 beruht auf der Er¬

mächtigung durch die NotVO. vom 26. Juli

1930 Abschn. VI § 14, wonach der Reichs¬

zuschuß für das Rechnungsjahr 1930#

abweichend von § 205d RVO. geregelt werden

konnte. Das Rechnungsjahr 1930 beginnt mit

dem 1. April 1930. Auf nach diesem Zeitpunkt
eingetretene Entbindungsfälle bzw. bean¬

spruchte Zuschüsse erstreckt sich aber lediglich
die Kürzung.

Daß Sie mit einer etwa beabsichtigten «Zah¬

lungsverweigerung nicht durchdringen werden,

ergibt sich im übrigen auch aus der in VZ. 1934

Nr. 10 S. 150 veröffentlichten E. des Reichs¬

gerichts vom 12 M.irz 1934.

Fragen der Verjährung und Aufrechnung.

Frage: Der Arbeitgeber B. beschäftigte bis

zum 31. August 1930 die Hausgehilfin G. Am

1. September 1930 trat die Hausgehilfin L. in

seinen Dienst. Eine Abmeldung für das aus¬

geschiedene wie auch eine Anmeldung für das

neue Mädchen erhielt unsere Kk. nicht. Von

dem Sachverhalt erfuhr die Kk. erst am 9. Sep¬
tember 1933. Demzufolge hatte sie für Frl. G.

bis 31. Juli 1933 Beiträge erhoben. Beiträge für

Frl. L. forderte sie am 12. September 1933 seit

1. September 1930 nach. Gegenüber der Forde¬

rung des Arbg. auf Erstattung der für Frl. G.

nach dem 31. August 1930 erhobenen Beiträge

bezogen wir uns auf § 397 RVO. und machten

außerdem wegen der bis 31. Dezember 1932

gezahlten Beiträge den Einwand der Verjäh¬

rung nach § 29 Abs. 2 RVO. geltend. Ledig¬
lich zur Rückerstattung der im Jahre 1933 für

GL gezahlten Beiträge erklärten wir uns bereit.

Auf Antrag des Arbg. entband das VA. ihn

nach § 397 Abs. 4 RVO. von der Fortzahlung

der Beiträge für die G. über die 6. Woche nach

dem Ausscheiden hinaus. Wir sind der An¬

sicht, daß mit Rücksicht auf den von uns er¬

hobenen Verjährungseinwand^ der nicht mehr

rückgängig gemacht werden kann, trotz der E.

des VA. nur die im Jahre 1933 entrichteten

Beiträge zurückgezahlt werden können. Oder

ist noch eine andere Lösung möglich?

Antwort: Wir stimmen Ihrer Auffassung

nur z. T. zu. Wohl hat das VA. Herrn B. von

der Fortzahlung der Beiträge für G. über die

6. Woche nach dem Ausscheiden aus der Be¬

schäftigung entbunden. Dieses ihm zuge¬

sprochene Recht kann sich hinsichtlich des

Beitragsrückerstattungsanspruches für B. aber

nur insoweit auswirken, als die Kk. diesen An¬

spruch entsprechend dem nach § 29 Abs. 2

RVO. erhobenen Verjährungseir.wand noch zu

befriedigen braucht. Das ist nur der Fall wegan

der im Jahre 1933 geleisteten Beiträge.

Dieses immerhin hart anmutende Ergebnis ist

aber kein zwingendes. Die Wirkung der Ver¬

jährung ist, daß die Zahlung verweigert wer¬

den darf (vgl. Hahn-Kühne, Anm. 4 zu § 29

RVO.). Es handelt sich also um keinen Zwang,

sondern nur um eine Erlaubnis zur Verweige¬

rung der Rückerstattung ohne Grund gezahl¬

ter Beiträge. Selbst wenn die Kasse den Ein¬

wand der Verjährung erhoben hat, kann sie

davon wieder abgehen und auf die ihr durch

die Verjährungsvorschrift gegebene Möglich¬
keit zur Zahlungsverweigerung verzichten.

Anders ist es mit dem Anspruch der Kk. auf

Rückstände. Hier erfordert das öffentliche

Interesse, daß die Beitreibung verjährter Bei¬

träge nicht erfolgen darf (RVA. 2510, AN. 1919

S. 281).

Noch eine andere Möglichkeit besteht zur Ent¬

lastung des Herrn B. Er kann verlangen, daß

die Beitragsnachforderung für Fräulein L. gegen

die grundsätzlich zu erstattenden Beiträge für

das Mädchen G. aufgerechnet werden. Ueber

die Aufrechnung enthält die RVO. keine be¬

sondere Regelung, so daß dafür die ent¬

sprechenden Vorschriften der §§ 387 ff. BGB.

eigänzend heranzuziehen sind. Nach § 390

BGB. schließt die Verjährung die Aufrechnung
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nicht aus, wenn die verjährte Forderung zu

der Zeit, zu der sie gegen die andere Forde¬

rung aufgerechnet werden konnte, noch nicht

verjährt war. Erläuternd hierzu stellt eine E.

des Bad VGH. bei Reger 32 S. 77 (Hahn-
Kühne, Anm. 5 zu § 223 RVO.) fest, daß eine

verjährte Forderung zur Aufrechnung nach

§ 390 BGB. dann verwendet werden kann, wenn

sie zur Zeit der Entstehung der Ge¬

genforderung noch nicht verjährt war. Das ist

Jder der Fall. Die Gegenforderung der Kk. für

Fräulein L. ist am 1. September 1930 entstan¬

den. Damals und weiterhin nebeneinander¬

laufend war die Rückforderung des B. noch

nicht verjährt. Gegenseitige Aufrechnung ist

deshalb möglich. Wir haben nur den Grund¬

gedanken erörtert. Wie im einzelnen und in

welchem Umfang danach die Aufrechnung vor¬

zunehmen wäre, das zu errechnen, darf wohl

Ihnen überlassen werden.

Kann Anstaltsaufnahme nach der Entbindung
noch Wöchnerinnenheimpflege oder muß es

dann Krankenhauspflege sein?

Frage: Von der jetzigen Kk. einer früher

bei uns freiwillig Versicherten wurden uns ge¬

mäß § 313b Abs. 2 RVO. Aufwendungen für

Wochenhilfe (WH.) in Rechnung gestellt. Ge¬

fordert werden u. a. die vollen Hebammen¬

kosten für Entbindung und vom Entbindungs-
ge an für 14 Tage Wöchnerinnenheimpflege.

I )araus folgern wir, daß die Hebamme die Ent¬

bindung in der Wohnung der Wöchnerin

vollendete und danach wegen eingetretener
Komplikationen Anstaltsbehandlung notwendig
wurde. Sollte eine an die frühere Kk. gerich¬
tete Rückfrage unsere Annahme bestätigen,
liegt dann nicht Krankheit i. S. des § 182 RVO.

und Krankenhauspflege anstatt Wöchnerinnen¬

heimpflege vor? In einem solchen Falle hätten

wir die Kosten der Anstaltsbehandlung doch

nicht zu erstatten, ebenso auch nicht Kranken¬

geld (KG.) an Stelle der Krankenhausbehand-

lung, da neben Wochengeld (WG.) kein KG.

währt wird.

Antwort: Sollten Ihre Ermittlungen hinsicht¬

lich der Hebammenhilfe zu dem gedachten Er-

bnis führen, so ist es dennoch nicht sicher,
iß es sich um Krankenhauspflege, nicht aber

um Wöchnerinnenheimpflege handelt. Denn

Wöchnerinnenheimpflege umfaßt ja nicht allein

die Durchführung des Entbindungsaktes, son¬

dern auch cie Wochenpflege. Letztere kann

er in einem Wöchnerinnenheim auch dann Kn

Anspruch genommen werden, wenn die Ent-

ndung in der Wohnung der Wöchnerin be~

det war. Selbst wenn Komplikationen aus

daß oder als Folge der in der Wohnung er¬

sten Entbindung die Wöchnerinnenheim-

ptlege notwendig gemacht haben, so deutet das

nicht unbedingt auf das Vorliegen einer Krank¬
heit i. S. des § 182 RVO. hin. Wöchnerinnen-

heimpflege kann auch zur Durchführung der
l>ei der Entbindung erforderlichen ärztlichen

Behandlung (§ 195a Abs. 1 Nr. 1 RVO.) ge¬
währt werden. Diese ärztliche Behandlung um¬

faßt alle im sachlichen oder zeitlichen Zusam¬

menhange mit der Entbindung vorgenommenen
ärztlichen Maßnahmen (E. des RVA. vom

7. Januar 1930, AN. 1930 S. 164). Ent¬
sprechend dem sozialen Zweck der WH.vor-
schriften wird man hierbei die Grenze nicht

eng zu ziehen haben. Beispielsweise gehören
auch das Nähen eines frischen Dammrisses,
der sich im Verfolg des regelwidrigen Veilaufs
der Entbindung bei dieser ergab, nebst der

späteren Entfernung der Dammnähte, ferner
auch die Wochenbettbesuche, die zur Ueber-

wachung der Auswirkung der bei der Ent¬

bindung getroffenen Maßnahmen erforderlich
sind, der Natur der Sache nach zur ärztlichen

Behandlung bei der Entbindung. Daß Wöchne¬

rinnenheimpflege nicht aus solchen Gründen,
sondern Krankenhauspflege infolge Krankheit
in Betracht kommt, würde danach einer ganz
besonderen Feststellung und Begründung be¬

dürfen. Führen allerdings Ihre Ermittlungen
zu dem Ergebnis, daß im vorliegenden Fall
?tsächlich Krankenhauspflege und nicht

Wöchnerinnenheimpflege gewährt wurde, dann
hätten Sie nicht die Kosten der Anstaltsbehand¬

lung, wohl aber für die Dauer der Kranken¬

hausbehandlung das WG. zu erstatten (vgl. E.

des RVA. vom 13. Oktober 1927, AN. 1928

S. 108, VZ. 1928 S. 88). Denn Krankenhaus¬

pflege tritt nur an die Stelle von KG. und KPfl.,
nicht aber an Stelle von WG.

Berechnung der Dreimonatsfrist des § 313 b

Abs. 2 RVO.

Frage: Ein weiterversichertes Mitglied, das

bis 14. Mai 1934 bei der AOKk. G. versichert

v*ar, setzt seine Mitgliedschaft wegen Wechsel
des Wohnorts nach § 313 b Abs. 1 RVO. mit

Wirkung vom 15. Mai 1934 bei unserer Kk. fort.

Endigt die Ersatzpflicht der AOKk. G. nach

§ 313 b Abs. 2 RVO. in diesem Fall gem. §§ 124,
125 RVO. mit dem 15. August 1934?

Antwort: Grundsätzlich bestimmt sich die

Berechnung der Dreimonatsfrist des § 313 b

Abs. 2 RVO. nach den §§ 124, 125 RVO. Die

Vorschriften der RVO. über die Berechnung der

Fristen lehnen sich an die Vorschriften des

BGB. an (vgl. Begr. S. 70). Dies hat insbe¬

sondere auch in bezug auf § 187 BGB. zu gelten,
dessen Vorschriften § 124 Abs. 1 RVO., wenn

ich in anderer Fassung, ihrem wesentlichen

Inhalt nach wiedergibt. Nach § 187 BGB. sind

zwei Fälle zu unterscheiden: § 187 Abs. 1 BGB.

bestimmt den Anfang von Fristen, die von

einem Ereignis oder einem in den Lauf eines

Tages fallenden Zeitpunkt maßgebend sind; in

diesem Falle wird bei der Berechnung der

Frist der Tag nicht mitgerechnet, in welchen

das Ereignis oder der Zeitpunkt fällt. Für diese

Fälle kommt § 124 Abs. 1 RVO. zu dem

gleichen Ergebnis, indem danach die Frist mit

dem Tage beginnt, der auf das Ereignis oder

den Zeitpunkt folgt, d. h. der Tag, in welchen

das Ereignis oder der Zeitpunkt fällt, wird bei

der Berechnung der Frist wie nach § 187 Abs. 1

BGB. nicht mitgerechnet. § 187 Abs. 2 BGB.

dagegen sieht vor, daß, wenn für den Anfang
einer Frist der Beginn eines Tages der

maßgebende Zeitpunkt ist, dieser Tag bei der

Berechnung der Frist mitgerechnet wird. Dieser

Fall wird aber durch die Vorschrift des § 124

Abs. 1 RVO. ebenfalls gedeckt. Denn wenn
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der Zeitpunkt, nach dem sich der Fristbeginn

richtet, gerade der Beginn eines Tages ist,

so ist der Tag, mit dem nach § 124 Abs. 1 RVO.

die Frist beginnt, derjenige, dessen Beginn der

maßgebende Zeitpunkt ist, selbst, weil der Be¬

ginn eines Tages, der mit dem Ablauf des vor¬

angehenden begrifflich zusammenfällt, keinem

von beiden angehört. Er bezeichnet vielmehr

den Zeitpunkt, der die kalendermäßige Grenze

zweier Tage bildet, deren einer ihm vorausgeht,
während der andere beginnende ihm folgt.

Diese Auslegung hat das RVA. dem § 124

Abs. 1 RVO. in seiner E. vom 11. Februar 1926

(AN. 1926 S. 263) mit Bezug auf § 165 b RVO.

früherer Fassung gegeben, wonach das Aus¬

scheiden aus der VPfl. mit dem ersten Tage des

vierten Monats nach Ueberschreiten der Ver¬

dienstgrenze erfolgt. In diesem Sinne ist die

Vorschrift des § 124 Abs. 1 RVO. analog auch

bei der Berechnung der Dreimonatsfrist des

§ 313 b Abs. 2 RVO. anzuwenden. Denn auch

hier ist der Zeitpunkt des Uebergangs zur neuen

Kasse der Beginn des Tages, nicht aber

ein in den Lauf des Tages fallender Zeitpunkt.

Demzufolge ist der Tag des Uebergangs zur

neuen Kasse in die Dreimonatsfrist einzurech¬

nen. § 125 RVO., der das Ende der Fristen be¬

handelt, setzt den Regelfall voraus, daß der

eiste Tag nicht mitrechnet. Er ist deshalb im

Falle des § 313 b Abs. 2 RVO. nicht wörtlich

anwendbar. Vielmehr ist das Ende der Drei¬

monatsfrist im Sinne des § 187 Abs. 2 BGB. zu

errechnen, wonach bei Mitrechnung des ersten

Tages eine nach Monaten bestimmte Frist mit

Ablauf desjenigen Tages des letzten Monats

endigt, welcher dem Tage vorhergeht, der durch

seine Benennung oder Zahl dem Anfangstage
der Frist entspricht. In einer zu $ 313 b Abs. 2

RVO. getroffenen E. vom 6. Mai 1932 (AN. 1932

S IV 379) hat das RVA. bei einem arn 1. August
1930 erfolgten Mitgliedschaftsübergang als

Dreimonatsfrist demzufolge auch die Zeit vom

1. August 1930 bis 31. Oktober 1930 anerkannt

Wenn in dem der Anfrage zugrunde liegenden
lle der Uebergang der Mitgliedschaft am

15. Mai 1934 stattfand, bleibt die alte Kk. für

Kosten, die der neuen Kk. bis 14. August 1934

durch Gewährung von KG., WH. oder FWH.

erwachsen, ersatzpflichtig.

Vollstreckungsbeamte der Krankenkassen sind

zur Beglaubigung von Invalidenrentenquittungen

befugt.

Frage: Die hiesige Postanstalt hat die

Rentenquittung eines Invalidenrentners nicht

anerkannt, weil dessen Unterschrift von dem

Vollstreckunysbeainten unserer Kk. unter Ver¬

wendung seines Dienstsiegels beglaubigt wurde. #

Nach Ansicht der Postanstalt ist der Voll¬

streckungsbeamte zu solchen Beglaubigungen
nicht befugt. Ist das zutreffend?

Antwort: Nach $ 1384 RVO. ist jede
Person, die berechtigt ist, ein öffentliches Siegel
zu führen, befugt, die bei den Postauszahlungen
der Leistungen der InvV. erforderlichen lie-

scheinkrungen zu erteilen. Die Fassung „jede
rson" ist gewählt worden, um zu kenn¬

zeichnen, daß die erwähnte Befugnis nicht

nur Beamten zusteht (vgl. KommB. IV S. 74;

Hanow-Lehmann, 4. Aufl., Anm. 2 zu § 1384).
In den den Ausführungsbestimmungen des

RVA. über Zahlungen auf Grund der InvV.

vom 29. September 1928 (AN. 1928 S. 380) an¬

gefügten Mustern der Empfangsscheine sind

solche befugten Personen besonders aufgeführt,

und zwar Bezirksvorsteher, Beamte der Armen¬

pflege, Schiedsmänner, Standesbeamte, Steuer¬

einnehmer, Geistliche, Gemeindevorsteher,

Polizeibeamte, Kontrollbeamte der VAnst. usw.

Aus dem Vermerk „usw." ist zu entnehmen,

daß die Aufzählung keine vollständige, sondern

nur eine beispielmäßige ist. Begrenzt und ab¬

geschlossen ist der Kreis der befugten Personen

damit also nicht. Wenn in § 13 Abs. lb Satz 2

der erwähnten AusfBest. gesagt i£t: „Die Be¬

glaubigung muß von einer der auf dem Form¬

blatt des Empfangsscheins bezeichneten Person

vorgenommen werden', so wird auch damit

der befugte Personenkreis nicht auf die auf¬

geführten Personen beschränkt, sondern nur

auf die Beispiele verwiesen, ohne im übrigen
andere befugte Personen auszuschließen.

Zu diesen anderen befugten Personen, die unter

den Begriff „jede Person, die berechtigt ist, ein

öffentliches biegel zu führen" fallen, gehören

u. a. auch die Vollstreckungsbeamten der Kk.en.

Auch sie sind, wie sich für Preußen aus Er¬

lassen des PrHM. vom 4. Juli 1917 (HMB1. 17

S.206) und des PrVWM. vom 9. November 1928

(WF. 1928 S. 1038) ergibt, zur Führung eines

in seiner Form bestimmt vorgeschriebenen
Dienstsiegels berechtigt. Für andere Länder

sind ähnliche Erlasse ergangen. Da Voll¬

streckungsbeamte der Kk.en öffentliche

Aufgaben zu erledigen haben, so ist folglich

das Dienstsiegel, das sie bei Erledigung dieser

Aufgaben benutzen, als ein „öffentliches Siegel"
im Sinne des § 1384 RVO. zu betrachten. In

einem Erlaß des RAM. vom 20. Dezember 1922

(ArbVers. 1Q23 S. 76) ist ausdrücklich betont,

daß die Vollstreckungsbeamten der Kk.en kraft

Reichs^rsetz für die in Betracht kommenden

Obliegenheiten die Eigenschaft öffent¬

licher Beamter auch dann haben, wenn

sie im übrigen die Beamteneigenschaft nicht

besitzen. Auch daraus ergibt sich, daß das von

ihnen als öffentliche Beamte geführte Dienst¬

siegel ein „öffentliches Siegel" ist. Daß die

Vollstreckungsbeamten der Kk.en ihr Dienstsiegel
sonst nur für ihre besonderen Dienstobliegen¬
heiten führen, hindert nicht, es auch für die

Befugnis aus $ 13S4 RVO. anzuwenden. § 1384

RVO. beschränkt sich ausdrücklich nicht auf

Personen, die vom Gesetz als öffentliche Ur¬

kundspersonen bestellt sind, sondern erteilt all¬

gemein auch den andern in Betracht kommen¬

den Personen, die sonst ihr Dienstsiegel nur

für einen bestimmten Aufgabenkreis führen,

die besondere Bescheinigungs- und Beglaubi¬
gungsbefugnis.

Bei Krankenkassen im Probe- und Vorberei¬

tungsdienst beschäftigte Versorgungsanwärter

sind nicht nach § 172 Nr. 1 RVO. versiche¬

rungsfrei.

Frage: Bei unserer Kk. ist ein Versorgungs-

anwärter beschäftigt. Nach halbjähriger Probe¬

dienstzeit und VA Jahren Vorbereitungsdienst

soll nach Ablegung der Prüfung dienstordnungs-
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mäßige Anstellung erfolgen. Er beansprucht
VFr. nach § 172 Nr. 1 RVO. Als Versorgungs¬
anwärter habe er Anspruch auf eine Beamten¬

stelle beim Reich, der Länder, Gemeinden oder

bei einem VTr Seine Probe- und Vorberei¬

tungsdienstzeit bei unserer Kk. sieht er als Aus

bildung für den künftigen Beruf i. S. des § 172

Nfr« 1 RVO. an. Wenn darin auch nur Beamte

t i wähnt sind, so ist doch anzunehmen, daß

damit auch Beamtenanwärter gemeint sind.

Wie ist die Rechtslage?

Antwort: Nach § 172 Nr. 1 RVO. sind B e -

a m t e des Reichs, der Deutschen Reichsbahn¬

sellschaft, der Länder, der Gemeindever¬

hände, der Gemeinden und der VTr. in der

KV. v.frei, solange sie lediglich für ihren Be¬

ruf ausgebildet werden. Hierzu hat das RVA.

am 4. Juni 1920 (AN. 20 S. 386) entschieden,
daß Personen, die erst nach beendeter Ausbil¬

dung Beamte werden sollen, keine Beamten

im Sinne dieser Vorschrift sind. Anwendbar

ist § 172 Nr. 1 RVO. nur auf Personen, die be¬

reits Beamteneigenschaft besitzen. Demnach

treffen die Voraussetzungen des § 172 Nr. 1

RVO. auf Ihren Fall nicht zu. Versorgungs-

Anwärter nur als solche besitzen keine Be¬

amteneigenschaft. Außerdem dient ihre Vor¬

bereitungszeit bei der Kk. nicht der Erlangung

einer Beamtenstelle, sondern eines dienstord¬

nungsmäßigen Angestellten Verhältnisses.

Während der Probe und Ausbildungsdienstzeit
bei einer Kk. sind Versorgungsanwärter also

sowohl der VPfl. zur KV. als auch zur AlVers.

unterworfen. Nach erfolgter Unterstellung
unter die Dienstordnung ist die Frage der VFr.

nach § 169 RVO. zu beurteilen (vgl. hierzu

VZ. 1933 S. 285, 327, 1934 S. 58).

Hauskonto,

Frage: Unsere Kasse besitzt ein eigenes
Grundstück, das für eigene Zwecke nicht über¬

wiegend benutzt wird. Zur Zeit notwendige
Dachreparaturen verursachten 200 RM. Kosten.

Für uns ist die Frage zu klären, ob diese Kosten

auf Kap. 15 Tit. 4 — Grundeigentum — oder

auf ein sog. Hauskonto zu buchen sind.

Antwort: Für das Hausgrundstück ist ein

besonderes Konto anzulegen, in dem die Ein¬

nahmen und Ausgaben aus dem Grundbesitz

einzeln zu verbuchen sind. Am Jahresschluß

werden die Gesamteinnahmen und Gesamtaus¬

ben gegenübergestellt. Der Reinertrag
(Ueberschuß) ist alsdann in der Reineinnahme

des Rechnungsabschlusses unter Kapitel 2

Titel 1 aufzuführen.

RECHTSPRECHUNG

Das Ruhen der Invalidenrente gemäß
§ 1280 RVO. (früher 1312) tritt wegen

Unterbringung in Schutzhaft nicht ein.

E. des RVA. vom 20. Juni 1934 (IIa 1180/347).

\us dei Gründen: Der Kläger, dei seit dem 1. Okto-

bei t^rjo Invalidenrente bezieht, befindet1 sich seit dem

1S August 1933 aus politischen Gründen in Schutzhaft.

))ir LVA« hat die ln\ nlidenrente vom 1. September
1933 ai mäfl § 1312 Abs. 1 (jetzt § 1280) HVO. zum

Kuben gebracht und es gleichzeitig abgelehnt, die Rente

für die Zeit der Festsetzung des Klägers genial* Abs. ]

a. (). seiner Ehefrau zu überweisen, da er sie nicht

Überwiegend aus seinem Arbeitsverdienst unterhalten,

die 1 befrei sich vielmehr seit 1929 als Reininachefrau

ibst erhalten habe. Der Kliffer hat dagegen Berufung

eingelegt, da die Schutzhaft unter keinen der in 5 1312

{jetzt 1280) su a. (). aufgeführten Ruhensutbestande

lle, § 1312 (1280) auch z. B. nidit einmal die Unter-

tudiungshaft erfasse. l)ie Schutzhaft sei nicht eine

rafrnaßnahme oder auch nur eine richterliche Sieher-

b( itsmafinahme, sondern lediglich eine solche polizei¬
licher, aUo viTvvaltuntrsrechtlicher Natur. Das OVA, hat

den Ruhensbescheid aufgehoben, weil die Schutzhaft

cht der Veriängung einer Freiheitsstrafe oder der

t ntrrbringung in einem Arbeitshause im Sinne des (•

s gleichzuerachten sei. Wenn der Gesetzgeber das

Kühen der Invalidenrente auch im Falle der Schutz¬

haft gewollt hätte, bitte er das zlich festgelegt.

Die LVA« hat dagegen Revision eingelegt. Sie macht in

ihr reitend, dall. wie Senatsprasident Fuisting in der

Arbl >61 ff. ausgeführt habe, ein Bedürfe

für du- Zahlung der Rente an Schutzhaftlinge schwer¬

lieh bestehe. Wenn das Ruhen auch für die Zeit vor

drm i. Januar 1934 fraglich sein könne, so müsse es

doch zum mindesten vom I. Januar 1934 ab eintreten.

da \"i\ diesem Zeitpunkt ab die Sicherungsverwahrung
Ruhen bedinge und die Schutzhaft der Sicherungs¬

wahrung gieioizueraehten sei.

Die Revision Konnte keinen Erfolg haben.

ch I 1312 Abs. 1 RVO. alter Fassung ruhte die

Invalidenrente, solange der Berechtigte eine Fretheits-

rafe von mehr als einem Monat verbüßt oder in einem

Arbeitshaus oder einer Besserungsanstalt untergebradit

war. Diese Vorschrift erfuhr durch § 2 Abschn. 2 Ka¬

pitel IV Fünfter Teil der Vierten NotVO. vom 8. l)c-

lember 1431 (RGBl. I S« 699. 724) insofern eine Armie¬

rung, als der Aufenthalt in einer Besserungsanstalt
für sich das Ruhen nicht mehr begründet Da für

den rorliegenden Fall schon die geänderte Fassang d

damaligen § 1312 RVO. galt, scheidet eine Parallele mit

dem Aufenthalt in der Besserungsanstalt ohne weite«

res aus. wie das OVA. auch richtig erkannt hat. Fs sei

aber darauf hingewiesen, dafl die' geschilderte Aende¬

rung des § 1312 RVO« erfolgte, um die Unbilligkeit zu

beseitigen, die darin lag, dall regelmäßig die Träger

der Kosten der Fürsorgeerziehung Infolge des Rnhem

der Rente nicht1 ia ehr Lage waren« sich an die Rente

der Zöglinge sn halten« Diesen öffentlidien Dienst¬

stellen tollte die» Möglichkeit eingeräumt werdet, sich

die Renten nach § 119 RVO. abtreten zu lassen, oder

sie zu pfänden (zu vgl. die Erläuterungen von Krohn,

Zschimmer, Sauerborn sur Vierten NotVO., SV. und

Fürsorge, Sonderheft »«Die ReidisversiAerung*' S. 177.

! und Nachtrag, S. 31). Die Träger drr Fürsorge¬

erziehung »Uten Ungunsten der \ Ir. entlastet

werden. Dir NotVO. wollte also nidit etwa zugunsten

cler Berechnen die Ruhensvorschriften aufloeke-rn son¬

dern si bezweeckte lediglich einen Lastenausgleidi
zwischen den Prägern der V. und der Fürsorger-

erziehung, sn daß sich aus diese r Aenderunsr für nie

rechtliche- Beurteilung des \orliegenden Falles nichts

herleiten läßt.

Das Reichsgrsetz gegen fährliche Gewobnheitsrer-

breeher unel über Maßregeln der Sicherung und Besse¬

rung rom 24. Norember 1933 (RGBl. I S. 9K) führte

durch Artikel 2, 1 hnitt den 5 42a in <l Straf-

•tzbudi ein. Danach wurden als Maßregeln der

rung und Besserung

l. elie Unterbringung In einer Heil- oder Pflegeanstalt,

I sterbringung in einer Trinkerheil- oder Ent¬

ziehungsanstalt,
3. die Unterbringung in einem Arbeitshai

. lie Sicherungsverwahrung u-

ingeführt. Sie werden in § 42b Bis e behandelt. Nach

§ 42e ordnet das dericht. wenn jemand nach § 20a als

e in gefährlicher Gewohnheitsverbrecher verurteilt wird,

neben der Strafe die Sicherungsverwahrung an. falls

es die öffentliche Sicherheit erfordert. Das aui Grund
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des Artikels 6 des G. dazu ergangene AusfG. vom

24 »Tembei 1933 (RGBl. I 1000) hat dann der

RVO. den I 119a eingefügt, nach dem der Anspruch
auf Rente- usw. für einen Berechtigten, der in Für¬

sorgeerziehung oder auf strafgerichtliche Anordnung in

einer Heil- oder Pflegeanstalt, einer Trinkerheil- oder

oer Entziehungsanstalt oder in einem Arbeitshaus

oder Asyl untergebracht ist, soweit Leistungen für die

Zeit der Unterbringung zustehen, bis zur Höhe der

Kosten der Unterbringung auf die Stelle übergeht, der

diese Kosten zur Last fallen. Dementsprechend sind

mn weiter die Ruhensvorschriften der RVO. (§ 216

Abs 1 Nr. 1. * 615 Abs. 1 Nr. 1 und der hier fragliche

I 1312, jetzt 12S0 RVO.) im allgemeinen dahin abgeän¬

dert worden, dafl das Ruhen eintritt, solange der Be¬

rechtigte eine Freibeiustrafe von mehr als einem Monat

verhüllt oder in Sicherungsverwahrung untergebracht ist.

Nach Artikel 13 tritt das G. am 1. Januar 1934 in Kraft.

Soweit es sich vorliegend um die Zeit vom 1. September
bis 31. Dezember 1933 handelt, kommt es also noch ent¬

scheidend darauf an, ob die Unterbringung in Schutzhaft

der in einem Arbeitshaus gleichzusetzen ist; für die Zeit

seit dem 1. Januar 1934 ist zu prüfen, ob die Schutzhaft

der Sicherungsverwahrung gleichkommt, und schließlich

ist für die gesamte Zeit zu untersuchen, ob die Schutz¬

haft von mehr als einmonatiger Dauer das Ruhen etwa

als eine Freiheitsstrafe von entsprechender Dauer aus¬

losen kann. Daß die Schutzhaft weder der Verhängung

einer Freiheitsstrafe noch der Unterbringung in einem

Arbeitshause gleichzuachtcn ist, liegt schon nach dem

Wortlaut auf der Hand. Denn die Schutzhalt stellt

lediglich eine vorbeugende Vorsichtsmaßnahme oder eine

erzieherische Maliregel der Verwaltungsbehörde dar, die

Y reiheitsstrafe dagegen beruht auf der Feststellung einer

traftat durch aas Gericht. Die Schutzhaft mag in

manchen Beziehungen einer Freiheitsstrafe oder Arbeits¬

hausunterbringung rein tatsächlich ähneln, ist rechtlich

aber ganz etwas anderes und unterscheidet sich \ >n

ihnen grundlegend in ihren Voraussetzungen, ihren

I nrmcn, ihren Wirkungen und zum Teil auch in ihrem

Zweck (siehe dazu auch schon den Bescheid des RV \

}>etr. den entsprechenden I 615 RVO. in EuM. Bd. ;J3

Nr, 5).

Waj die Sicherungsverwahrung anbetrifft, so ist sie ein

zwar neu geschaffene», aber feststehender rein straf¬

rechtlicher begriff, den ü 61a und e in das Strafgesetz¬
buch eingeführt haben. Die Sicherungsverwahrung in

I 1312 RVO. i. d. F. des AusfG. vom 24. November 1933

(jetzt 1 1280 d. F. vom 17. Mai 1934) kann daher auch

nur in diesem strafrechtlichen Sinne gemeint sein. Die

Schutzhaft kann also unmittelbar nicht darunter fallen.

Es kann nur noch fraglich sein, ob etwa § 1912 (jetzt

1280) RVO. sinngemäß auf die Unterbringung in Schutz¬

haft angewandt werden kann, wie Sponr das in der

..Deutschen InvV." 1934, Seite 39. vertritt. Das ist zu

verneinen. Allein aus dem Zweck der Ruhensvorschrif¬

ten der RVO. und damit auch des § 1312 (jetzt 1280),

der dahin geht, zu vermeiden, daß Personen doppelt
versorgt werden, läßt sich eine entsprechende Anwen¬

dung nicht herleiten. Denn, wie das RVA. bereits grds.
in Bezug auf den ähnlichen I 216 RVO. ausgesprochen
(zu vergleichen F. 2509 11. AN. 1919 S. 280) und auch

sonst allgemein in ständiger Rechtsprechung angenom¬

men hat, sind die Ruhensvorschriften als Ausnahme¬

bestimmungen anzusehen und daher eng auszulegen.
Die Tatbestände, die das Ruhen bedingen können, sind

in der RVO. ersd.öofend aufgezählt. Die RnhnnsTor

Schriften können mithin nicht auf andere als die dort

ausdrücklich l>ezeidineten Fälle angewandt werden (so

auch bezüglich des 1 216 RVO. die E. des RVA. — IIa

K. 139 33 1 — vom 28. März 1934), wenn es auch an sich

im Hinblick auf die gesetzgeberische Absicht dai

Ruhens Vorschriften, Doppelleistungen zu verhindern,
\ielleicht zweckmäßig sein möchte, wegen der Schutzhaft

das Ruhen eintreten zu lassen. Andererseits darf aber

auch nicht verkannt werden, daß es für den die Schut

haft vollstreckenden Fiskus nidit ungünstig ist, wenn di^

Rente dem Berechtigten belassen wird. Denn er kann

h dann wegen der ihm entstehenden Kosten unter

Indei an ihr gemäß I 119 RVO. schadlos halten.

Jedenfalls wirkt die Begründung von Spohr, die er für

seine Auffassung der mittelbaren, entsprechender An¬

wendung der Ruhensvorschriften auf Sehutzhäftlinge

5ibt,
nicht überzeugend. Fr meint — in Anlehnung an

ie Ausführungen von Hocke in der Deutschen Juristen-

Zeitung — daß der nationalsozia* he Umbruch selbst

RechtMjuelle sei und eine sinngemäße ausdehnend s-

legung der alten Vorschriften entsprechend der neuen

bieterisch fordere, selbst wenn der Wortlaut der

Vorsdiriften entgegenstehe. Es kann demgegenüber nur

auf die Ausführungen des Staatssekretärs und Preußi¬

schen Staatsrates Dr. Roland Freister in seiner Abhand¬

lung ,,Recht, Richter und Gesetz* (Deutsche Justiz,

95. Jahrgang, Nr. 49 Ausgabe A vom 23. November 1933

S. 694 ff.) hingewiesen werden. Danach entspricht es

nicht dem Wirkungskreis des Richters, ,,die geltenden

Gebote des Staates zu ändern". Er ,,hat nidit die Auf¬

gabe, Recht zu schaffen, sondern Recht zu schöpfen", und

es würde dem im nationalsozialistischen Reich geltenden
ihrergedanken widersprechen, wenn jeder einzelne

Richter, der den nötigen Ueberblick über die gesamten

Zusammenhänge und Erfordernisse nicht hat, der Füh¬

rung auf diese Weise vorgreifen und von sich aus Redit,

so w r es versteht, setzen würde (zu vgl. dazu auch

die Begr. der E. in EuM. Bd. 35 S. 340 bis 341 Nr. 119).

Im Schrifttum ist auch ganz überwiegend die Auf¬

fassung vertreten worden, daß wegen der Sdiutzhaft

das Ruhen der Rente nicht eintreten könne (so z. B. Die

BG. 1933 Spalten 529. 530, 1934 S. 3 linke Spalte, 1934

S. 102, DOK. 1933 Spalte 653 und Spalte 1044). Die

vereinzelt auftretende entgegengesetzte Ansicht von

Spohr a. a. O., ferner im ZRR. 1933 Seite 253 und in der

BetrKk. 1933 Spalte 467 erscheint durch die vorstehenden

Ausführungen widerlegt. Es muß danach dem Gesetz¬

geber überlassen bleiben, wenn er es für zweckmäßig
und notwendig hält, die Ruhensvorschriften entsprechend
zu ändern.

Hiernach läßt die E. des OVA. einen Rechtsirrtum nicht

erkennen, und es rechtfertigt sich, ohne daß es eines

Eingehens auf den Absatz 2 des alten § 1312 (jetzt S. 2

des i 1280) RVO. bedurfte, die Zurückweisung der Re-

\ision der LVA.

Die Mitglieder einer Ersatzkasse sind

nicht gesetzlich verpflichtet, die Beendi¬

gung ihres Beschäftigungsverhältnisses
zwecks Einstellung der Beitragsleistung in

der Arbeitslosenversicherung der Ersatz¬

kasse oder einer anderen Stelle zu mel¬

den. Unterlassen sie eine solche Abmel¬

dung, so besteht daher keine Verpflich¬

tung zur Fortentrichtung der Beiträge (zu

vergleichen § 397 der RVO.).

E. des RVA« vom 6« Juni 1934 — HI Ar. 11/34
BS. -.

Aus den Gründen: Wie das RVA. bereits in der E. 3731

(AN. 1930 S. IV 203 — EuM. Bd. 27 S. 162 Nr. 67) aus¬

gesprochen hat, ist für eine Anwendung des I 397 RVO.

auf Arbg. von Ersatzkassenmitgliedern kein Raum, da

insoweit für den Arbg. keine Meldepflicht gemäß § 317

RVO. besteht. Denn nach § 519 RVO. hat der Arbg.

beschäftigte, die ihm die Bescheinigung über ihre Zu¬

gehörigkeit zu einer Ersatzkasse vorlegen, der Kk.

nicht zu melden. Es genügt, wenn derartige Mitglieder
dem Arbg. die Bescheinigung über die Zugehörigkeit
zur Ersatzkasse vorlegen. Da somit für den Arbg. hin-

sichtlich der Ersatzkassenmitglieder keine Meldepflicht
besteht, kann diese auch nient auf den Arbeitnehmer,

wie dies die Antraggegnerin zu Unredit behauptet,

übergegangen sein.

Eine Pflicht des Ersatzkassenmitgliedes zur Abmeldung
ist auch nicht durch i 85 Abs. 2 AVAVG. begründet, wo¬

nach für die An-. Tm- und Abmeldung die Vorsdiriften

der KV. entsprechend gelten. Denn eia in der KV. für

1 isatzkassenmitglieder weder für den Arbg. noch für

den Arbn. eine Abmeldepflicht besteht, vermag die ent¬

sprechende Anwendung aer für die KV. geltenden Vor¬

sdiriften auf die AlVers. nicht das Bestehen einer

\lt-Idepflicht des Ersatzkassenrnitgliedes in der AlVers.

/u begründen. Mit der Beendigung der v.pflichtigen

Besdiäftigung hat audi die Beitragspflicht der Ersatz-

kasseninitglieder ihr Ende erreicht, ohne daß es noch

einer besonderen Abmeldung bedurfte. Die von dem

Antragsteller nadi dem Aufhören der VPfl. geleisteten

Beiträge zur AlVers. sind daher zurückzuzahlen. Das

gleiche gilt für die vom 1 Dezember 1932 an geleistete

Abgabe zur Arbeitslosenhilfe, da diese gemäß Kapitel II

I 6 des Zweiten Teils der NotVO. vom 14. Juni 1932

(RGBl. I S. 273) als Zuschlag zu den Beiträgen zur

AlVers. zu erheben war.
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Der Nenanlbau der Sozialversicherung. Von Dr.

E. Kooll, Ministerialrat im «RAM. Verlag W. Kohl¬

hammer, Stuttgart 1934. 93 S. lest kartoniert 2,80 RM.

— Das kleine Werk behandelt Grundlasen und Grund¬

fragen «des Gesetzes vom 5. Juli 1934 über den Aufbau

der Sozialversicherung. Es setzt sich ernsthaft mit dem

durch das Gesetz «abgelehnten Versorgungsgedanken
(Staatsbürger versorg uns, Eanheitsversicherung, Einheits¬

kasse) und auch mit dem Spar- und Prämiensedanken

auseinander. Eingehend und gründlich wird dann der

Gesetz gewordene neue Aufbau, unterteilt in den

äußeren Aufbau und in den inneren Ausbau, besprochen,
liier ist es die bekannte Sachkenntnis des Verfassers,

die das Gesetz über seinen Wortlaut und die amtliehe

Begründung hinaus in seinen Zielen und seinem Wollen

dilicßt. Darin liegt die besondere Bedeutung der

Sdinft. Sie ist nicht nur Information über Werden

und Inihalt des Aufbaugesetzes, sondern wird zugleich
Quelle zur grundsätzlichen Lösung so mancher Streit¬

frage sein, die sidi ergibt, sobald da« vorhandene

Rahmengesetz nach Vorliegen der Ausführung*- und

Durchführungsvorschnifien praktische Wirklichkeit wird.

in Ausblick sewie der in der Anlage enthaltene Wort¬

laut des Gesetzes mit der amtlichen Begründung ver¬

vollständigen das Buch. Nadi seiner Art ist es nidit

nnr iur die Versicherungsträger und ihre Beamten und

Angestellten, sondern für alle an der Sozialversicherung
interessierten Kreise von Wert.

Wochenhilfe und Familienwochenhilfe. Von Dr. jur.
Heinz Jaeger, Dir. des städt. VA. München. Heft 9

<U*r SchulungsKhrifien der ,,Arbeiter-Versorgung". Her-

ausgeb. Sen.Prä*. B. Kühne. 1934. Verlag Langewort
iu Berlin-Liditerfelde. Preis kartoniert 1,50 RM. —

Das schwierig* Gebiet der Wochenhilfe und Familien-

wochenhilf«t ist in klarer und gemeinverständlidier Form

dargestellt. Die Schrift hat den Vorzug, daß sie Recht-

rediung, Gesetzgebung und Schrifttum bis zum letzten

Stande in weitestem Lmfang berücksichtigt. Für den

vorzüglichen praktischen Wert dea Heftes bürgt zudem

der Name des Verfassers, der alt ausgezeichneter
Kenner des W ochenhilferechts durch seinen weitverbrei¬

teten Kommentar allgemein anerkannt ist. Die «Schrift

wird nidit nur ausgezeichnet ihren Zweck als Schulungs¬
schrift zur Vorbereitung auf die Prüfungen erfüllen, sie

ist vielmehr auch für den am Schalter tätigen Sach¬

bearbeiter und für alle mit Wochenhilfefragen befaßten
Kreise eine wertvolle Hilfe.

Einführung in die nationalsozialistische Weltanschauung
und ihre Forderungen nnter Berücksichtigung des

Schrifttums. Von Dr. jur. Manfred Hoffmeister,
Ministerialrat im Reichsarbeitsministerium. (Heft 7

,,Wege zur Kassenpraxis'', Schulungsschriften der „Ar¬

beiter-Versorgung4*, Herausgeber: Senatspräsident
B. Kühne). 1934. Verlag Langewort in Berlin-Lichter-

felde-West, Weddigenweg 64. Din A 5, Preis kart.

1,25 RM. — Aus dem außerordentlich umfangreichen,
wertvollen Material, so wie es im Programm der

NSDAP., in Adolf Hitlers Werk „Mein Kampf" und in

seinen Ansprachen sowie in den zahlreichen Reden und

Büchern der vielen großen Vertreter der nationalsozia¬

listischen Bewegung enthalten ist, vermittelt das all-

femeinverständlich geschriebene, von der parteiamt-
ldien Prüfungskommission genehmigte Heft die not¬

wendigsten Kenntnisse. Wer keine Gelegenheit hat,
das umfangreiche einschlägige Schrifttum selbst durch¬

zuarbeiten, wird das Buch mit großem Nutzen zur

Hand nehmen. Durch die überaus klare Uebersicht,
die es biete

,
ist es ganz besonders für die Schulung

der Beamten und Angestellten der Krankenkassen re¬

eignet, von denen auf Grund des I 3 der 4. VO. des

RAM. zur Neuordnung der Krankenversicherung außer

dem allgeu einen und fachlichen Wissen in den

Prüfungen auch Kenntnisse der nationalsozialistischen

Weltansdiauung verlangt werden.

Das gesamte Recht der Zahnarzte und Dentisten in der

Kassenpraxis. HJ. Ergänzung. Von Herrn. Kaideich und

W. Fangmeyer. Verlag Soziale Gemeinschaft, Karl

Friedr. Sdiönwald. Düsseldorf. Postfach 174. Preis

0,85 RM. — Neben allgemeinen Hinweisen aus der Praxi«

des Zahabeliaadlungsrechts enthält die III. Ergänzung
des ..Gesamten Rechts der Zahnärzte und Dentisten"

die Reichsschiedsamtsordnung. die Verordnung über den

Geschäftssarug usw. der «Sduedsämter, Riditlinien für die

wirtscharftlidje Behandl ungsweise von Zahnkrankheiten,
den neuen Zahnärztlichen Reichstaiü für das Versor-

sungsweseu, Musterverträge und andere wichtige Er¬

lasse und Verordnungen, wodurch der für Kranken¬

kassen, Zahnärzte und «Dentisten unentbehrlidie Rat-

feber wieder dem neuesten Stande entspricht. Die

II. Ergänzung wird «dien Besitzern der Z«U.-Broschüre

ohne «besondere Bestellung nachgeliefert. Das Gesa*mt-

werk kann noch in beschränkter Anzahl zum Preise von

3,50 RM. geliefert werdeu.

Arbeitsdienst und Sozialversicherung. Folge 1 der

Sdirifteu reihe „Verwaltungsdienst der Sozialversiche¬

rung". Westkreuzdruckerei und Verlag G. m. b. H..

Beriin-Charlottcnburg 5. 80 S., brosiinert. Preis 1,75 RM.

Die Schrift stellt eine Sammlung des Rechtsstoffs über

die Sozialversicherung im freiwilligen Arbeitsdienst dar.

Es sind die maßgeblichen Verordnungen über den frei¬

willigen Arbeitsdienst vom 16. Juli 1932 und 2. August
1972, ferner die große Anzahl von Durchführungs¬
bestimmungen, Erlassen und Entscheidungen in syste¬
matischer Anordnung zusammengestellt. Eine gauz be¬

sondere Ausgestaltung haben die für die Soziahersidie-

rung wichtigsten ii 19 ff. der Ausführungsvorsdiriften
durdi Anfügung der in Betracht kommenden Bestim¬

mungen der RVO. und der einschlägigen Rechtsprediung
gefunden. «Den Trägern der Sozialversidierung und

allen Beteiligten ist damit ein brauchbares Hilfsmittel

an die Hand gegeben.

Das Recht der Kassenangestellten. Bearbeitet von Ober¬

regierungsrat und Reidiskommissar Dr. Müller und Ver¬

waltungsdirektor Munder. Kart. 66 Seiten, Dia A 5,

1,50 Mk. Verlas W. Kohlhammer. Stuttgart 1934. In

übersichtlicher, klarer und erschöpfender Weise ist das

Recht der dienstordnungsniäliigen Angestellten der Hilfs¬

arbeiter, der Eigenbetriebsangestellten und der Ver¬

trauensärzte dargestellt und erläutert. Die einschlägige
Gesetzgebung, Rechtsprechung und das Sdirifttum sind

dabei nach dem neuesten Stand berücksichtigt. Besonders

hervorhebenswert ist die Beigabe von Organisatioas-
und Stellenplänen für große und kleinere Kassen sowie

der geltenden Prüfungsbestimmuugeu des Reichs und

des Musters einer Prüfungsordnung. Das sehr empfeh¬
lenswerte Werk ist nicht nur für die Verwaltung der

Kkn. und für die V.behörden unentbehrlich, sondern
sollte auch bei den Kk.angestellten — insbesondere auch
bei denen, die sich auf eine V.prüfung vorbereiten —

seine Freunde finden.

Völkischer Wille (Verlag Völkischer Wille G.m.b.H.,
Berlin W 10. Monatsbezug 80 Pf.) Dieses Kampfblatt für

die bevölkerungspolitischen Ziele des neuen Deutsdiland

wird ab 1. Oktober 1934 als Wochenblatt erscheinen.

Das füllt eine Lücke aus. Denn wir braudien, wenn wir

den völkisdien Staat verwirklichen wollen, ein solches

Blatt, das ins Volk geht und klar und einfadi ober

Bevölkerungspolitik und Rassenpflege das bringt, was

jeder Volksgenosse wissen muß. Nur so kann der Zu¬

stand geändert werden, daß weite Kreise den völkisdien

Kernfragen der Volkserhaltung und Aufartung immer

noch unsicher, ja vielfach ohne Interesse gegenüber¬
stehen. Eine Reibe führender Persönlichkeiten auf den

genannten Gebieten haben sich als ständige Mitarbeiter

zur Verfügung gestellt.

Das Deutsche Reich von 1918 bis beute. Erstes Berichts¬

heft 1933, „Da* erste fahr der Regierung Adolf Hitler \

Presse- und W lrtschafts-Verlag G.m.b.H., Berlin SWM,

Jahresabonnementspreis 15 RM. Soeben ist ein äußerst

übersichtliches Nachschlagewerk erschienen, das in

knapper Form die politischen Ereignisse des ersten

Halbjahres 1933 der nationalsozialistischen Regierang
darstellt. In klassischer Kürze und trotzdem er¬

schöpfend ist in diesem Jahrbuch alles das festgehalten,
was seit der Machtübernahme am 30. Januar 1933 von

den Männern der nationalsozialistischen Regierung ge¬

leistet worden ist. Dieses Werk ist ein zuverlässig
Führer für jeden, der sich mit Politik und Wirtschaft

beschäftigt. Auch die Träger der deutschen Sozialver¬

sicherung finden in diesem Buch eine lulle von Ma¬

terial, das ihnen in ihrer Tagesarbeit wertvolle Dier»

leisten kann. Das Werk hat sowohl bei den versdüe-

densten Regierungsstellen als audi in der I und

im Rundfunk rückhaltlose Anerkennung gefunden
ist ein unentbehrliches Nachschlagewerk für alle jme

Kreise, die berufen sind, politische Erziehungsarbeit
am deutschen Volk zu leisten, darüber hinaus ist es

wertvoll für jeden deutseben Volksgenossen.



Ein „junger Anwärter" schreibt:

//

//

//

//

//

Unsere „V. Z." ist erfreulicherweise diejenige Zeit¬

schrift die sich durch ihre „flüssigen" Abhandlungen
„unter Vermeidung starrer Juristerei und durch ihre

große Sachlichkeit auszeichnet. Sie verdient deshalb

mit Recht den Namen „Volkstümliche" und ich be¬

haupte, daß sich gerade deswegen die Kategorie
„der „jungen Anwärter" am meisten auf ihr Er¬

scheinen freut, um das von namhaften Fachleuten

Dargebotene dem grundlichsten Studium unterziehen

„zu können. Der in ihr enthaltene Stoff bietet stets

„eine Fülle von Belehrungen und Anregungen."

Auch SIEwerden diesem Urteil zustimmen,wennSie erst

dauernder Bezieher unsererZeitschrift geworden sind«

#/
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